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Editorial
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„Der Schutz-
verband war so-
wohl national als
auch international 
wieder besonders
aktiv, um alle 
Formen von
Schwindel-
angeboten zu 
bekämpfen und
die betroffenen
Unternehmer 
umfassend zu 
unterstützen …“

MAG. HANNES 
SEIDELBERGER
Geschäftsführer

Liebe Mitglieder!

Wir freuen uns, Ihnen die neue Ausgabe von Recht und Wettbewerb übermitteln zu können,
welche diesmal thematisch besonders umfangreich ist. Dadurch möchten wir Ihnen einen
Überblick bieten, wie der Schutzverband in vielfältiger Weise im Interesse seiner Mitglieder und
damit aller Wirtschaftstreibenden in Österreich auf unterschiedlichen Ebenen tätig wird. 

Zunächst behandelt die Verbandsanwältin Dr. Marcella Prunbauer-Glaser in ihrem Wett -
bewerbskommentar unter dem Titel „Irreführende Mehrwertsteuer-Werbung“ ein sehr
 spannendes Musterverfahren zu einer Werbung mit „20 % Mehrwertsteuer geschenkt“,  welche
nun höchstgerichtlich geklärt werden konnte und auch medial viel Aufmerksamkeit erregt
hatte. Mit dieser Entscheidung ist nun klargestellt, dass das Publikum nicht von sich aus
weiß, dass die Reduktion bei einer „geschenkten Mehrwertsteuer“ in Wahrheit nur 16,67 %
 ausmacht. Noch weniger wird erwartet, dass wie in diesem Fall ein solcher Rabatt nicht gleich
abgezogen wird, sondern man nur einen Gutschein für den nächsten Einkauf erhält.

Auf gesetzlicher Ebene hat sich ebenfalls einiges getan. Zunächst wurde eine UWG-Novelle
2016 (mit Inkrafttreten Anfang 2017) beschlossen, welche ein Bestpreisklauselverbot in Bezug
auf Hotel-Buchungsplattformen vorsieht, damit Beherbergungsunternehmen nicht unsach-
lich eingeschränkt werden. Auf internationaler Ebene wurde von der EU eine ganz neue
Richtlinie über Geschäftsgeheimnisse beschlossen, welche bis 2018 im UWG umzusetzen
sein wird.

Noch umfassender ist der Entwurf für eine Kartellrechtsnovelle 2016, die bei Redaktions-
schluss wegen einzelner noch offener Detailfragen noch nicht im Parlament beschlossen
war. Hier bietet unser Kartellrechtsspezialist Dr. Rainer Tahedl einen ersten Überblick über die
wesentlichen Änderungen. Weiters wurde von der WKO gemeinsam mit der Bundeswett -
bewerbsbehörde (BWB) eine Informationsbroschüre „Kartellrecht und Compliance“ über
den richtigen Umgang mit dem Kartellrecht im Geschäftsverkehr veröffentlicht.

Hinsichtlich der Interventionen bleibt die Bekämpfung diverser Schwindelangebote ein
Dauerbrenner im Schutzverband, wobei wir dieses Jahr wieder besonders vielen Unternehmen
helfen konnten, welche getäuscht wurden. Außerdem ist es aufgrund unserer hartnäckigen
Eingaben bei den Strafbehörden in dem bisher größten Fall von Adressbuchschwindel nach
unserer erfolgreichen UWG-Klage auch zu einer strafrechtlichen Verurteilung wegen Sach-
wuchers gekommen.

Die Bekämpfung aller Formen von Werbekriminalität gegenüber Unternehmen war über-
dies Gegenstand einer internationalen Tagung in Luxemburg zum Thema „Tackling business
and consumer fraud“, wo der Schutzverband in Abstimmung mit der Wirtschaftskammer
Österreich die Interessen der österreichischen Wirtschaft aktiv vertreten und sich als aner-
kannte Institution im Rahmen der Verfolgung dieser unlauteren Praktiken einbringen konnte.
Einen Bericht dazu finden Sie in dieser Ausgabe ebenso wie Übersichten zur alljährlichen
 Tagung der LIGA für Wettbewerbsrecht (diesmal in Genf ) sowie zu spannenden Ver -
anstaltungen zum Thema Einheitspatent (organisiert von der WKO, mit einem Bericht von 
Mag. Gabriele Benedikter), zum Brexit bzw. dessen Auswirkungen auf das Recht des geistigen
Eigentums (veranstaltet von der ÖV mit Unterstützung des Schutzverbandes) und zum
 Wettbewerbssymposium 2016 der WKO.

Weitere Zusammenfassungen von interessanten Entscheidungen ergänzen diese Ausgabe.
Damit soll den vielen treuen Lesern von Recht und Wettbewerb einmal mehr die Möglichkeit
gegeben werden, in diesem Rechtsgebiet umfassend informiert zu sein.
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4 Recht und Wettbewerb

Die lauterkeitsrechtliche Praxis war und ist
mehrfach mit einer Werbestrategie konfron-
tiert, wonach vollmundig ein „20 %-Mehr-
wertsteuer-Geschenk“, ein „Mehrwert-
steuer-Geschenk“ oder sinnähnlich ein
Preisnachlass mit Aussagen wie „Wir schen-
ken Ihnen die Mehrwertsteuer“, manchmal
auch in Verbindung mit Aussagen wie
„schwarz kaufen“, beworben wird, wobei in
Wahrheit ausgehend von dem für die
 Konsumenten maßgeblichen Endverkaufs-
preis heruntergerechnet die ausgelobte Er-
sparnis aber nicht 20 % beträgt, sondern bei
einem anzuwendenden Mehrwertsteuersatz
von 20 % mit nur 16,67 % wesentlich gerin-
ger ausfällt. Eine vermeintliche Ersparnis
von 20 % „verkauft“ sich eben leichter und
besser….

Der Oberste Gerichtshof hat mit seiner
Entscheidung vom 24.5.2016 (Geschäfts-
zahl 4 Ob 95/16y) kürzlich eine richtungs-
weisende Klarstellung für die Praxis getrof-
fen. Weiters hat er praxisrelevante Erkennt-
nisse zu Gutscheinwerbung in Verbindung
mit derartiger Mehrwertsteuernachlasswer-
bung festgehalten.

I. SACHVERHALT:
Die Beklagte bewarb blickfangartig hervor-
gehoben, dass man bei ihr Möbel „schwarz
kaufen“ könne und/oder „20 % Mehrwert-
steuer auf ein Möbelstück der Wahl ge-
schenkt“ erhalte, etwa mit Hinweisen wie
„Sie zahlen bis … keine Mehrwertsteuer“.
Dabei war die groß in den Vordergrund ge-
rückte Werbeangabe „20 % Mehrwertsteuer
geschenkt auf ein Möbelstück Ihrer Wahl“
zum Teil auch noch zusätzlich grafisch an-
gedeutet als ausschneidbarer, daher aus
Sicht des Konsumenten unmittelbar ver-

wendbarer Gutschein gestaltet. Lediglich im
(sehr) Kleingedruckten der Printwerbung
war bei gezieltem Lesen ein (Erläute-
rungs)Hinweis zu einer kaum wahrnehm-
baren Fußnote auffindbar, wonach „maxi-
mal 16,67 % vom bisherigen Brutto-Ver-
kaufspreis in Form von Gutscheinen“ gewährt
würden. In der Hörfunkwerbung erfolgte
überhaupt keine weitere Erläuterung zum
angekündigten 20 % Mehrwertsteuerge-
schenk, während im Fernsehen nur eine
kurze Einblendung am Ende des Spots in
kleiner Schrift darüber „aufklärte“, welche
noch dazu akustisch nicht hörbar war. 

Tatsächlich wurde aber nicht ein Preis-
nachlass von 20 % des Verkaufspreises, son-
dern von lediglich von 16,67 % des Brutto-
verkaufspreises gewährt. Auch wurde dieser
im Verhältnis zur Ankündigung geringere
Nachlass nicht sofort auf das zuerst bei dem
werbenden Unternehmen im Rahmen der
Aktion ausgewählte und gekaufte Möbel-
stück gegeben, sondern erst in Form eines
nach dem Kauf zugesendeten Gutscheins,
welcher wiederum dann erst nachträglich
bei einem zukünftigen weiteren Kauf ein-
lösbar war. Damit sollten Konsumenten
noch zu einem zusätzlichen zukünftigen
weiteren Einkauf verlockt werden, falls sie
das zunächst erkaufte „Mehrwertsteuerge-
schenk“ nicht verfallen lassen wollten.

Die gegen diese irreführende Geschäfts-
praktik gerichtete Klage des Schutzverban-
des gegen unlauteren Wettbewerb hatte im
Kern in allen drei Instanzen Erfolg.

II. ENTSCHEIDUNG DES OGH 4 Ob 95/16y: 
Der OGH hat die Entscheidung der zweiten
Instanz (durch Zurückweisung des außeror-
dentlichen Revisionsrekurses der Beklagten)

Irreführende Mehrwertsteuer-Werbung
Der OGH beurteilte die Ankündigung eines „Geschenks“ von 20 % Mehrwertsteuer 

als irreführend, weil tatsächlich nur ein Rabatt von 16,67 % des Bruttoverkaufspreises 

gewährt wurde, und das noch dazu nur als Gutschein beim nächsten Einkauf.

Wettbewerbskommentar

DR. MARCELLA 
PRUNBAUER-GLASER
Rechtsanwältin in Wien
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gebilligt, wonach der
Beklagten mit einst-
weiliger Verfügung
verboten worden war,
blickfangartig hervor-
gehoben zu bewer-
ben, dass man bei ihr
Möbel „schwarz kau-
fen“ und/oder 20 %
Mehrwertsteuer für
ein Möbelstück der
Wahl geschenkt er-
halte, wenn der ent-
sprechende Betrag
nur in Form eines erst
nachträglich einzulö-
senden Gutscheins
gewährt wird, der
nicht auf den Kauf-
preis des vom Kun-
den gewählten Mö-
belstücks selbst, sondern erst für zukünftige
Käufe anderer Waren einlösbar ist, wenn auf
diese und/oder weitere Einschränkungen
der Anrechenbarkeit des Mehrwertsteuer-
geschenks nicht ausreichend deutlich hin-
gewiesen wird; und/oder wenn nicht ein
Nachlass von 20 % des Verkaufspreises ein-
geräumt wird, sondern nur eine Ersparnis
von maximal 16,67 % vom Bruttoverkaufs-
preis, ohne dass über diese geringere Höhe
der Preisreduktion im Verhältnis zum blick-
fangartig herausgestrichenen angeblichen
Vorteil eines Geschenks von 20 % hinrei-
chend deutlich hingewiesen wird. 

Der OGH billigte zunächst die Rechtsauf-
fassung der Vorinstanzen zur Irreführung
über die Höhe der blickfangartig hervorge-
hobenen Ersparnis auf Grundlage des Ver-
ständnisses und der Erwartung der (rechtli-
chen) Norm-Maßfigur eines „angemessen
informierten Durchschnittsverbrauchers“,
angesichts der blickfangartig herausgestri-
chenen Mehrwertsteuer-Geschenk-Erspar-
nis von 20 %. 

Das Rekursgericht hatte – nach Darlegung
der Beurteilungsgrundsätze der ständigen
Rechtsprechung – dazu ausgeführt: 

„… Ob der Durchschnittsverbraucher in
der Lage ist, abzuschätzen, wie in Öster-
reich die Umsatzsteuer errechnet wird und
dass dies vom Nettoverkaufspreis geschieht,
ist nicht von Relevanz. Als Informations-
gehalt wahrgenommen wird vielmehr die
Ankündigung eines „Geschenkes“, das als
Nachlass oder Rabatt auf den Kaufpreis
verstanden wird, und seine Bezifferung mit
20 %. 

Der Aussagewert ist daher … das Un-
ternehmen gewähre einen Rabatt, der pla-
kativ mit 20 % quantifiziert wird. Dass und
aus welchem Grund die blickfangartig her-
vorgestellten 20 % nun doch weder eine
unmittelbare Preisminderung darstellt,
noch 20 % vom – für den Käufer allein re-
levanten Bruttoverkaufspreis – umfassen
sollen, wird auch mit den „Rechtstexten“
der Werbeprospekte und in den Fußnoten
der Printmedien nicht eindeutig klarge-
stellt …“. 

PRUNBAUER-GLASER, Irreführende Mehrwertsteuer-Werbung



Der OGH hält dazu fest, dass den von der
Werbung angesprochenen Verbrauchern,
nämlich einem breitesten Publikum, wel-
ches mit umfangreicher Werbung in Fern-
sehen, Hörfunk, Internet, Tageszeitungen,
Postwurfsendungen usw. mit sehr umfang-
reich gefächertem Warenangebot angespro-
chen wird, und welches Angebot nicht nur
teure Möbel und kostenaufwändige Ein-
richtungsgegenstände, sondern durchaus
auch Spontankäufen zugängliche Klein- und
Billigmöbel umfasst, die Art der Berechnung
der Mehrwertsteuer und die sich daraus er-
gebenden Konsequenzen, wenn ein „steu-
erfreier“ oder „schwarzer“ Einkauf im Sinne
eines Rabatts in der Höhe der im Bruttover-
kaufspreis enthaltenen Mehrwertsteuer an-
geboten wird, weitgehend fremd ist. 

Wird daher ein Geschenk von 20 % Mehr-
wertsteuer „auf ein Möbelstück Ihrer Wahl“
angekündigt, legt dies das Verständnis nahe,
dass bei Kauf eines Möbelstücks ein Rabatt
in der Höhe der im Bruttoverkaufspreis ent-
haltenen Mehrwertsteuer (hier: 20 %) ge-
währt wird. 

Weiters präzisiert der OGH praxisrele-
vant die Erwartungshaltung, welche mit
 einem angekündigten Mehrwertsteuer -
geschenk „auf ein Möbelstück Ihrer Wahl“
verbunden wird. Es ist (zusätzlich) irrefüh-
rend, wenn tatsächlich nicht ein unmittel-
barer Rabatt beim Ankauf des im Rahmen
der Aktion gewählten und gekauften Möbel-
stücks, sondern nur mittels eines erst bei
 einem weiteren späteren Einkauf einlös ba-
ren Gutscheins über die zunächst „ersparte“
Mehrwertsteuer gewährt wird. 

Außerdem bestätigt der OGH seine bis-
herige Rechtsprechung, dass Aufklärungen
über den wahren Sachverhalt in einem
Fernsehwerbespot durch bloß eine wenige
Sekunden lange Einblendung am Ende des
Spots sowie durch ein leicht zu überse-
hendes Sternchen bei einer blickfangarti-
gen Ankündigung (ohne jede akustische
Verdeutlichung) nach der erforderlichen
Beurteilung im Einzelfall nicht genügend
seien. 

Ein aufklärender Hinweis könne eine Täu-
schung durch eine mehrdeutige Werbeaus-
sage allgemein nur verhindern, wenn er von
den angesprochenen Verkehrskreisen auch
wahrgenommen wird. Dies setzt im Regelfall
gleiche Auffälligkeit voraus, wobei maßge-
bend ist, ob ein durchschnittlicher infor-
mierter ständiger Verbraucher den aufklä-
renden Hinweis wahrnimmt, wenn er mit
der Werbeaussage konfrontiert wird.1

III. ANMERKUNG: 
Der OGH hat angesichts der Ausweitung der-
artiger irreführungsgeeigneter Mehrwert-
steuer-Ersparnis-Werbungen deutliche und
erfreulich praxisrelevante Klarstellungen
vorgenommen. 

Die vom OGH gebilligte Beurteilung der
Vorinstanzen konnte zwar aus den Kriterien
seiner bisherigen Irreführungs-Judikatur
durchaus abgeleitet werden, allerdings be-
durfte es, wie die Anzahl der Beschwerden
zeigt, offenbar dennoch einer höchstge-
richtlichen Präzisierung zum Verständnis
des – rechtlich nach einer „Maßfigur“ zu 
beurteilenden – österreichischen Durch-
schnittsverbrauchers über die Höhe der von
ihm erwarteten Vergünstigung, wenn ihm
ein „20 % Mehrwertsteuer-Geschenk“ in
Aussicht gestellt wird. Der von der Beklagten
vertretenen These, dass entgegen der hier
plakativ hervorgehobenen quantitativen Er-
sparnis von 20 % in Österreich jedermann
wüsste, dass es sich dabei in Wahrheit doch
nur um einen wesentlich geringeren Preis-
nachlass von 16,67 % handle, den man sich
durch komplizierte Kopfrechnung vom Ver-
kaufspreis selbst herunter rechnen könne,
hat der OGH eine Absage erteilt.

Es ist sohin – unter dem Vorbehalt, dass je-
weils im Einzelfall die konkrete Werbung zu
beurteilen ist – in der Regel irreführend, eine
20 %ige Mehrwertsteuer-Ersparnis vorzug-
aukeln. Dem Durchschnittsverbraucher ist
nämlich nicht bekannt, dass die von einem
ihm in der Regel unbekannten Netto-Ver-
kaufspreis des Verkäufers ausgehend aufge-
schlagene 20 %ige Mehrwertsteuer (hier: für
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Eine Werbung mit 
„20 % MwSt ge-
schenkt“ ist deshalb
 jedenfalls zur Irre -
führung geeignet, weil
laut höchstgerichtlicher
Klärung dem Durch-
schnittsverbraucher
nicht bekannt ist, 
dass damit nur ein 
Rabatt von 16,67 % 
gegeben wird.



Möbel) heruntergerechnet von dem für den
Durchschnittsverbraucher allein zugängli-
chen und für ihn allein maßgeblichen Ver-
kaufspreis dann doch nur 16,67 % beträgt. 

Zwar mag es für den Unternehmer üblich
und vergleichbar leicht zu berechnen sein,
20% auf eine Nettopreisbasis aufzuschlagen.
Abgesehen davon, dass österreichische
Durchschnittsverbraucher keine derart be-
gnadeten Kopfrechner sind, dass sie unmit-
telbar eine komplexe Division auf 16,67 %
durchführen und damit die wahre „Er -
sparnis“ ermitteln könnten, ist auch nicht
 vorauszusetzen, dass ihnen die Art der
 Berechnung der Mehrwertsteuer und die
 daraus folgende, für sie nachteilige Kon -
sequenz einer bloß geringeren als der aus-
gelobten Ersparnis bekannt wäre. 

Der OGH folgt damit weiter seiner grund-
sätzlich strengen Linie der ständigen Recht-
sprechung, dass für die Irreführungseignung
zu prüfen ist, 
a) wie ein durchschnittlich informierter und

verständiger Interessent für das Produkt,
der eine dem Erwerb solcher Produkte an-
gemessene Aufmerksamkeit aufwendet,
die strittige Ankündigung versteht2;

b) ob dieses Verständnis den Tatsachen ent-
spricht;

c) ob eine nach diesem Kriterium unrich-
tige Angabe geeignet ist, den Kaufinteres-
senten zu einer geschäftlichen Entschei-
dung zu veranlassen, die er sonst nicht
getroffen hätte3.

Der objektive Mitteilungsgehalt einer An-
gabe ist nach dem Gesamteindruck zu er-
mitteln4. Maßgebend ist dabei – siehe oben
– das Verständnis eines durchschnittlich in-
formierten und verständigen Adressaten, der
eine dem Anlass angemessene – unter Um-
ständen daher auch bloß „flüchtige“ Auf-
merksamkeit aufwendet5. Dabei ist der Ge-
samteindruck nicht immer identisch mit
dem Gesamtinhalt. Werden Ankündigungs-
teile blickfangartig herausgestellt, muss
auch der Blickfang für sich allein zutreffend
sein6. Ein aufklärender Hinweis kann die Ir-

reführungseignung nur bei ausreichender
Deutlichkeit beseitigen7. Bei einer mehr-
deutigen Angabe muss der Werbende stets
die für ihn ungünstigste Auslegung gegen
sich gelten lassen, wenn ein nicht unbe-
trächtlicher Teil des angesprochenen Publi-
kums die Äußerung in diesem ungünstigsten
Sinn verstehen kann (sogenannte „Unklar-
heiten-Zweifelsregel“)8.

Nur nebenbei: Abgesehen davon, dass der
OGH in ständiger Judikatur die Frage der Irre-
führungseignung als Rechtsfrage beurteilt,
hatte im zugrunde liegenden Sachverhalt
auch eine vom Kläger durchgeführte Mei-
nungsumfrage ein überwiegendes Verbrau-
cherverständnis bestätigt, dass bei einer der-
artigen Werbeankündigung tatsächlich eine
quantitative Ersparnis in der Höhe von 20 %
ausgehend vom Verkaufspreis erwartet wurde. 

Auch die weiteren Ausführungen des OGH,
dass sich ein Durchschnittsverbraucher bei
der Ankündigung eines Preisnachlasses im
Rahmen einer Werbeaktion „auf das Möbel-
stück der Wahl“ im Zweifel den Preisnachlass
sofort erwarte und nicht davon ausgeht, dass
er erst nachträglich einen Gutschein erhält,
den er für einen weiteren späteren Ankauf ei-
nes anderen Möbels einlösen kann, somit im
Ergebnis zweimal einkaufen muss, bzw. dass
undeutliche oder gar fehlende Aufklärungs-
hinweise im Hörfunk und TV nicht die Irre-
führungseignung entschuldigen, die durch
einen plakativen, sei es optisch oder akus-
tisch hervorgehobenen Blickfang bewirkt
wurden, halten sich im Rahmen der bisheri-
gen Rechtsprechung des OGH. 

Sowohl aus Sicht der Mitbewerber, der
Konsumenten und der Allgemeinheit ist eine
derart kohärente Fortführung der Irrefüh-
rungsjudikatur zu begrüßen. Damit steht
weiteren Auswüchsen von Werbung mit bloß
vermeintlicher Mehrwertsteuerersparnis ein
deutliches Warnsignal entgegen. Eine um
sich greifende „Verwilderung“ sollte unter
Verweis auf das OGH-Erkenntnis abzustellen
sein. Freilich ist in der lauterkeitsrechtlichen
Praxis wie bisher weiterhin jeweils auch eine
Einzelfallprüfung vorzunehmen.
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Blickfangartig hervor-
gehobene Ankündigun-
gen dürfen nach stän-
diger Rechtsprechung
des OGH nicht für sich
zur Täuschung ver -
leiten, wobei auf -
klärende Hinweise eine
Irreführungseignung
nur bei ausreichender
Deutlichkeit verhindern
können. Überdies sind
unklare Äußerungen zu
Lasten des Werbenden
auszulegen.

1 RIS-Justiz-RS0118488; 
zu Fernsehwerbespots ins-
besondere 4 Ob 220/12z;
4 Ob 68/13y.

2 RIS-Justiz RS 0114366.
3 RIS-Justiz RS 0123292.
4 Text auf RIS-Justiz RS

0078352; RS 0078340;
RS0043590.

5 Vergleiche 4 Ob 58/06t.
6 4 Ob 163/08m - aonTV.
7 RIS-Justiz RS 0118488.
8 RIS-Justiz RS 0078524.



Das Gesetzgebungsverfahren zur Erlassung
einer neuen EU-Richtlinie über den Schutz
vertraulichen Know-hows und vertraulicher
Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheim-
nisse) vor rechtswidrigem Erwerb sowie
rechtswidriger Nutzung und Offenlegung
wurde mit dem Beschluss des EU-Rats vom
27. Mai 2016 abgeschlossen. Diese Richtlinie
2016/943 vom 8.Juni 2016 ist am 15.6.2016

im Amtsblatt der Europäischen Union (L
157/1) veröffentlicht worden und binnen
zwei Jahren in nationales Recht umzuset-
zen.

Hintergründe des Vorschlags der Kom-
mission aus dem November 2013 waren un-
ter anderem das erhöhte Risiko hinsichtlich
des Schutzes von Know-how und Geschäfts-
geheimnissen in Folge vermehrten Out-
sourcings und längerer Lieferketten wie
auch das Ziel der Erleichterung des Zugangs
zu Risikokapital und Finanzierung, da es sich
lohnen soll, innovativ zu sein. Laut einer In-
formation des Bundesministeriums für Wis-
senschaft, Forschung und Wirtschaft
(BMWFW) löst diese Richtlinie einen Um-
setzungsbedarf in Österreich aus, der haupt-

sächlich das UWG (Gesetz gegen unlaute-
ren Wettbewerb) betreffen soll.

Im Wirtschaftsbericht 2016 wird unter
dem Titel Wettbewerb und Innovationen
– Schutz von Know-how vor Diebstahl eben-
falls bereits darüber berichtet. Betriebliches
Know-how ist wertvolles Betriebsvermögen
mit einer bedeutenden Rolle für Wirt-
schaftswachstum und Förderung von Inno-
vation (z.B. technisches Know-how, aber
auch Marketingmethoden). Mit der Richt li-
nie über den Schutz von Geschäftsgeheim-
nissen soll der zersplitterten Rechtslage in
der EU entgegengewirkt werden, die sich ne-
gativ auf die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Unternehmen und For-
schungspartnern auswirkt. Denn Industrie-
spionage schädigt die europäische Wirt-
schaft und geht zulasten von Arbeitsplätzen.

Der Schutz von Know-how und Ge-
schäftsgeheimnissen ist dort erforderlich,
wo kein formaler Rechtsschutz (insbeson-
dere kein Patent oder Gebrauchsmuster) zur
Verfügung steht. Geschäftsgeheimnisse sind
Informationen, welche folgende Kriterien
erfüllen:
> Sie sind in dem Sinne geheim, dass sie

weder in ihrer Gesamtheit noch in der ge-
nauen Anordnung und Zusammenset-
zung ihrer Bestandteile den Personen, die
üblicherweise mit dieser Art von Infor-
mationen umgehen, allgemein bekannt
oder ohne weiteres zugänglich sind;

> sie sind von kommerziellem Wert, weil sie
geheim sind;

> sie sind Gegenstand von den Umständen
entsprechenden, angemessenen Geheim-
haltungsmaßnahmen durch die Person,
die die rechtmäßige Kontrolle über die In-
formation besitzt.

8 Recht und Wettbewerb

Neue Richtlinie für Know-how-Schutz der EU
Die neue EU-Richtlinie über den Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher Geschäfts -

informationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidriger Verwendung und Offenlegung ist binnen

zwei Jahren (also bis Mitte 2018) in Österreich voraussichtlich im UWG umzusetzen.
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Es muss dabei kein „absolutes“ Geheim-
nis vorliegen, damit ein Geschäftsgeheim-
nis geschützt ist. Neu ist das Erfordernis der
angemessenen Geheimhaltungsmaßnahme.
Damit müssen Unternehmen künftig Ge-
schäftsgeheimnisse aktiv schützen und das
im Streitfall nachweisen. Es ist daher jeden-
falls empfehlenswert, in diesem Sinne IT-
Maßnahmen zu setzen, Mitarbeiter zu schu-
len, interne Richtlinien zu erarbeiten und
Verträge entsprechend zu gestalten. 

Wie schon bisher in Österreich sind so-
wohl technische als auch kommerzielle Ge-
schäftsgeheimnisse umfasst. Ein weiterge-
hender Schutz wird in das Ermessen der Mit-
gliedstaaten gestellt. Die Richtlinie führt au-
ßerdem aus, dass Erfahrungen und Fähig-
keiten, die Arbeitnehmer im normalen Ver-
lauf ihrer Tätigkeit ehrlich erworben haben,
von ihnen weiterhin genutzt werden dürfen,
soweit es sich dabei nicht um Geschäftsge-
heimnisse handelt.

Rechtswidriger Erwerb gilt nach der
Richtlinie bei unbefugtem Zugang, unbe-
fugter Aneignung sowie unbefugtem Kopie-
ren von Dokumenten, Gegenständen, Mate-
rialien, Stoffen oder elektronischen Dateien,
die das Geschäftsgeheimnis enthalten oder
aus denen es sich ableiten lässt. Weiters be-
steht ein Schutz auch von „nur“ ableitbaren
Geschäftsgeheimnissen. Dabei ist anders als
nach dem ursprünglichen Kommissionsvor-
schlag nicht nur die vorsätzliche oder grob
fahrlässige Verletzung von Geschäftsge-
heimnissen geschützt.

Neben einer Beschreibung der Tatbe-
stände der rechtswidrigen Nutzung und Of-
fenlegung sieht die Richtlinie weiters vor,
dass auch Erwerb, Nutzung und Offenlegung
bei Wissen oder Wissenmüssen der unmit-
telbaren oder mittelbaren rechtswidrigen
Besitzerlangung durch den Vormann nicht
erlaubt sind. Dasselbe gilt für das Herstellen,
Anbieten und Inverkehrbringen von rechts-
verletzenden Produkten.

Die Richtlinie enthält als zweiten wichtigen
Bereich auch Bestimmungen über die Rechts-
durchsetzung im Fall der Verletzung von Ge-

schäftsgeheimnissen. Aus dem Erwägungs-
grund 6 der Richtlinie folgt, dass für die Gel-
tendmachung von Ansprüchen kein Wettbe-
werbsverhältnis vorausgesetzt wird. Vorgese-
hen ist, dass die im Fall der Verletzung von Ge-
schäftsgeheimnissen zur Verfügung stehen-
den Abhilfemaßnahmen verhältnismäßig sein
müssen. Dabei ist auf den Wert des Geschäfts-
geheimnisses, die Schwere und die Auswir-
kungen des Verhaltens sowie die Interessen
Beteiligter und Dritter sowie gegebenenfalls
der Verbraucher Rücksicht zu nehmen.

Eine während des Rechtssetzungsverfah-
rens strittige Frage war der Umgang mit Ge-
schäftsgeheimnissen im Zuge von Prozes-
sen. Es soll nicht passieren, dass in einem
Prozess, bei dem es darum geht, ob eine In-
formation ein schützenswertes Geschäfts-
geheimnis ist, und/oder ob ein solches ver-
letzt wurde, durch die zivilprozessualen
Grundsätze und Verfahrensregeln genau das
Gegenteil des Prozesszieles, nämlich die Of-
fenlegung der Information erfolgt.

Weiters können zum Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen auch einstweilige Ver-
fügungen erlassen werden, was in Österreich
jetzt schon möglich ist. Darunter fallen un-
ter anderem das Verbot des Herstellens etc.
rechtsverletzender Produkte und deren Be-
schlagnahme. Auch hier ist der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit anzuwenden, für
den Artikel 11 Parameter beschreibt.

Ähnliches gilt für das Hauptverfahren. Ne-
ben dem Gebot der Einstellung oder dem
Verbot der Nutzung oder Offenlegung des
Geschäftsgeheimnisses und dem Verbot der
Produktion etc. rechtsverletzender Produkte
können auch andere „geeignete Abhilfe-
maßnahmen hinsichtlich der rechtsverlet-
zenden Produkte“ vorgesehen werden. Er-
gänzt wird das durch die Möglichkeit der
Vernichtung rechtsverletzender Gegen-
stände. Die erwähnten geeigneten Abhilfe-
maßnahmen können – wie in Österreich be-
reits bekannt – der Rückruf oder die Beseiti-
gung rechtsverletzender Produkte sein.

Schließlich sieht die Richtlinie vor, dass
dem Verletzten Schadenersatzansprüche zu-

Neue Richtlinie für Know-how-Schutz der EU

Schon bisher gab es in
den §§ 11 und 12 UWG
einen Schutz von Ge-
schäfts- und Betriebs-
geheimnissen. Nun
wird ein solcher Know-
how-Schutz EU-weit
 sichergestellt. Neu ist
allerdings, dass man
angemessene Geheim-
haltungsmaßnahmen
treffen muss, was
 Unternehmen insbe -
sondere in Form von
dokumentierten IT-
Maßnahmen, internen
Richtlinien, Schulungen
für Mitarbeiter und 
entsprechenden Ver-
tragsgestaltungen 
vorsehen sollten.



zugestehen sind, wobei hier wie schon in
anderen Zusammenhängen ein europa-
rechtlicher Schadenersatzbegriff angewen-
det wird, der auch den entgangenen Gewinn
des Geschädigten, durch die Rechtsverlet-
zung erzielte unlautere Gewinne und gege-
benenfalls immaterielle Schäden umfasst.
Alternativ kann ein aus Lizenzgebühren ab-
geleiteter Pauschalbetrag angesetzt werden.

Ein gewisses natürliches Spannungsver-
hältnis bringt diese Richtlinie im Verhältnis
zur Meinungsäußerungsfreiheit, zur Medien-
freiheit und betreffend den Schutz von Whis-
telblowern (also Hinweisgebern bzw. in wei-
terer Folge Kronzeugen), was auch in man-
chen Stellungnahmen vorgebracht wurde.
Laut Richtlinie darf jemandem, der ein Fehl-
verhalten aufdeckt, ein allfälliger Geheim-
nisverrat nicht zum Verhängnis werden,
wenn er in der Absicht gehandelt hat, das
allgemeine öffentliche Interesse zu schützen.
Auch dürfen Arbeitnehmer ihre ehrlich er-
worbenen Erfahrungen und Fähig keiten wei-

terhin ungehindert nutzen und ihre Mobili-
tät darf nicht beschränkt werden. Hier ist wie
so oft ein angemessener und sachgerechter
Interessensausgleich zielführend.

Die Richtlinie ist außerdem ein Beispiel
dafür, dass die österreichische Rechtslage
im Bereich des Immaterialgüterrechts und
des Lauterkeitsrechts einen hohen Standard
mitbringt. Manche Vorschriften werden be-
inhalten, was es im österreichischen Recht
ohnedies schon gibt. Dessen ungeachtet
sollte durch die Umsetzung eine weitere Ver-
besserung des Rechtsschutzes von Ge-
schäftsgeheimnissen zu erwarten sein, zu-
mal damit dann eine europaweite Harmo-
nisierung verbunden ist. 

Eine Arbeitsgruppe im Wirtschaftsminis-
terium unter Einbindung des Justizministe-
riums und anderer Institutionen ist bereits
mit den Überlegungen zur Eingliederung in
das UWG beschäftigt, wobei der Schutzver-
band mit seinem Geschäftsführer Mag. Han-
nes Seidelberger als Experte vertreten ist.
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Kartellrechtsnovelle 2016
Aufgrund einer EU-Richtlinie zur Erleichterung von Schadenersatzklagen bei Kartellrechtsverstößen

ist eine Ergänzung des Kartellgesetzes und des Wettbewerbsgesetzes erforderlich.

DR. RAINER TAHEDL,
em. RA, Jurist im 
Schutzverband gegen 
unlauteren Wettbewerb

Nach der EU-Kartellschadenersatzrichtlinie
(RL 2014/104/EU), die nach umfangreichen
Vorarbeiten und Konsultationen Ende 2014
in Kraft getreten ist, haben die Mitgliedstaa-
ten binnen zwei Jahren entsprechende Vor-
schriften zu erlassen, um die Geltendma-
chung von Schadenersatzansprüchen nach
Wettbewerbsrechtsverletzungen (Kartell-
rechtsverstößen) zu erleichtern. Dadurch
soll das „private enforcement“ (die Ahndung
von Kartellrechtsverstößen durch zivilrecht-
liche Klagen) ergänzend zur behördlichen
Verfolgung von unzulässigen Wettbewerbs-
beschränkungen („public enforcement“) ge-
stärkt werden.

ÄNDERUNGEN IM KARTELLGESETZ (KartG)
Der vorliegende Entwurf des Bundesminis-
teriums für Justiz (BMJ) sieht eine grundle-
gende Neufassung der bestehenden Rege-
lung(en) im KartG vor, die sich nicht nur auf
Kartelle (wettbewerbsbeschränkende Ab-
sprachen) sondern auch auf den Missbrauch
einer marktbeherrschenden Stellung be-
zieht. Ausgehend von einer Reihe begriffli-
cher Definitionen, die von der EU-Richtlinie
vorgegeben wurden, soll der 5. Abschnitt des
KartG durch umfassende materiellrechtli-
che und prozessuale Sonderregelungen er-
gänzt werden. So wird die Verjährungsfrist
für Ersatzansprüche künftig fünf Jahre be-



tragen (anstatt drei Jahre
wie für allgemeine Scha-
denersatzansprüche), der
Ersatz des Schadens auch
den entgangenen Gewinn
umfassen und grundsätz-
lich die (widerlegliche) Ver-
mutung gelten, dass ein
Kartell zwischen Wettbe-
werbern einen Schaden
verursacht (eine solche Be-
weislastumkehr zu Lasten
der beklagten Partei soll
laut dem Entwurf auch bei
einer Überwälzung des
Schadens an mittelbare
Abnehmer gelten). Wichtig
ist auch die solidarische
Haftung jedes der am Kar-
tellrechtsverstoß beteilig-
ten Unternehmen, von der
allerdings (genauer defi-
nierte) kleine oder mittlere Unter-
nehmen ausgenommen sein sollen
(eine ähnliche Einschränkung der
Haftung soll für Kronzeugen gelten).

Entsprechend den komplexen Fra-
gen, die sich bei solchen „follow on“-
Prozessen etwa bei Anträgen auf Of-
fenlegung von Beweismitteln erge-
ben könnten, sind die betreffenden
Regelungen hier besonders umfas-
send und detailreich konzipiert. Auch
andere wesentliche Punkte, wie die
Hemmung der Verjährung des Er-
satzanspruchs, insbesondere wäh-
rend der Dauer des wettbewerbsbe-
hördlichen Verfahrens, sollen mög-
lichst genau geregelt werden.

Neben diesen richtlinienbedingten
Ergänzungen sollen noch weitere Än-
derungen gelten:
> So ist vorgesehen, dass das Kartell-

gericht zwecks Erhöhung der Ver-
fahrenstransparenz künftig nicht
nur stattgebende sondern auch
ab- oder zurückweisende rechts-

kräftige Entscheidungen zu veröf-
fentlichen hat (einschließlich Ent-
scheidungen über Anträge auf Er-
lassung einstweiliger Verfügungen)
und zudem bei Settlement-Verein-
barungen keine verkürzten, be-
gründungslosen Entscheidungen
mehr zulässig sind.

> Da häufig kritisiert wurde, dass
kartellgerichtliche Entscheidun-
gen oft von Sachverständigen-Gut-
achten geprägt sind, die kaum
überprüft werden könnten, soll
künftig ein Rekurs gegen die kar-
tellgerichtliche Entscheidung auch
wegen Feststellungsmängeln mög-
lich sein, wenn sich „aus den Akten
erhebliche Bedenken … ergeben“.
Dies würde in diesem Rahmen
grundsätzlich eine zweite Tatsa-
cheninstanz (OGH als Kartellober-
gericht) schaffen. Parallel dazu sol-
len die Sachverständigen für Kar-
tellangelegenheiten der qualitäts-
sichernden Kontrolle des Sachver-
ständigen- und Dolmetscherge-

setzes (SDG) unterworfen
werden.
> Bei Hausdurchsu-
chungen soll die Position
der Bundeswettbewerbs-
behörde gestärkt werden,
indem der Zugang zu elek-
tronisch abrufbaren Daten
– einschließlich solcher, die
auf externen Laufwerken
gespeichert sind – durch
Geldstrafen erzwungen
werden kann. 
> Darüber hinaus
greift der Entwurf einige
Anregungen aus der Voll-
zugspraxis auf und modifi-
ziert die Bestimmungen
über den Kostenersatz, die
Gerichtsgebühren und die
Bestellung der Laienrichter.

Der Text des Entwurfs und die aus-
führlichen Erläuterungen dazu sind
auf der Website des Parlaments unter
h t t p s : / / www.p a r l amen t . g v. a t /
PAKT/VHG/XXV/ME/ME_00230/in-
dex.shtml abrufbar.

ÄNDERUNG IM WETTBEWERBS -
GESETZ (WettbG)
Das Bundesministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft
(BMWFW) hat im Oktober 2016 den
Entwurf für ein Gesetz vorgelegt
(Wettbewerbsrechtsänderungsgesetz
2016, WettbRÄG), durch das ver-
schiedene Bestimmungen im Wett-
bewerbsgesetz (WettbG) und im Nah-
versorgungsgesetz (NVG) geändert
bzw ergänzt werden sollen.

Das WettbG regelt die Aufgaben
und Befugnisse der Bundeswettbe-
werbsbehörde (BWB). Das NVG ent-
hält neben Vorschriften zur Siche-
rung der Nahversorgung auch Be-
stimmungen über „Kaufmännisches
Wohlverhalten“: Verhaltensweisen
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von Unternehmern im geschäftlichen Ver-
kehr untereinander können untersagt wer-
den, wenn sie geeignet sind, den leistungs-
gerechten Wettbewerb zu gefährden.

Die Änderungen im WettbG sind erfor-
derlich, weil die aktuelle Kartellgesetz-No-
velle auch die Tätigkeit der BWB betrifft. Da-
rüber hinaus werden die notwendigen Än-
derungen zum Anlass genommen, weitere
Ergänzungen des WettbG und des NVG vor-
zuschlagen. Das Gesetz gegen den unlaute-
ren Wettbewerb (UWG) wird durch das Wett-
bRÄG nicht berührt.

Der Entwurf sieht zusammengefasst Fol-
gendes vor:
> Anpassung der Kronzeugen-Regelung an

die EU-Schadenersatz-Richtlinie.
> Regelung der Voraussetzungen für eine

Offenlegung von Beweismitteln durch die
BWB in Schadenersatzverfahren.

> Verstärkte Zusammenarbeit der BWB mit
Verwaltungsbehörden, Strafverfolgungs-
behörden und der Finanzmarktaufsicht.

> Veröffentlichung von Geldbußen-Anträ-
gen der BWB auf ihrer Website.

> Unverzügliche Veröffentlichung des
Spruchs von rechtskräftigen Entschei-
dungen des Kartellgerichts durch die BWB
auf ihrer Website, samt Namen des Kron-
zeugen.

> Klarstellung, dass die BWB berechtigt ist,
im Rahmen einer Hausdurchsuchung auf
sämtliche geschäftlichen Unterlagen zu-
zugreifen, auf die „im oder vom Unter-
nehmen aus zugegriffen werden kann“.
Nach den Erläuterungen soll sich diese
Bestimmung insbesondere auch auf Da-
ten beziehen, die auf externen Servern
oder Clouds gespeichert wurden.

> Erweiterung der Kontrolle von Unterneh-
menszusammenschlüssen: Nicht allein
die Umsätze der jeweils beteiligten Un-
ternehmen sollen für die Anmeldepflicht
entscheidend sein, sondern auch der Preis
(„Wert der Gegenleistung“), der für die
Übernahme des Unternehmens bezahlt
wird (Transaktionswert). Auch internatio-

nal bzw auf EU-Ebene wird dies disku-
tiert. Grund dafür ist, dass manche pro-
blematische Unternehmensübernahmen
– vor allem im digitalen/IT-Bereich, aber
auch bei Verkehrsunternehmen – wegen
relativ geringer Umsätze des gekauften
Unternehmens (bei dennoch großem
Marktanteil) keiner Fusionskontrolle un-
terworfen waren, obwohl bei den Trans-
aktionen insbesondere wegen der erwor-
benen Technologie (bzw Daten) oder aus
Marktpositionierungsgründen Milliar-
denbeträge gezahlt wurden und eine
marktbeherrschende Stellung entstand.
Für Österreich wird eine Kaufpreis-Auf-
griffsschwelle von EUR 350 Mio vorge-
schlagen. 

> Änderung des NVG: § 1 Abs 2 NVG (in der
geltenden Fassung) nennt als unzulässige
Verhaltensweisen insbesondere das An-
bieten oder Fordern, Gewähren oder An-
nehmen von Geld oder sonstigen Leis-
tungen, auch Rabatten oder Sonderkon-
ditionen, zwischen Lieferanten und Wie-
derverkäufern, die sachlich nicht ge-
rechtfertigt sind, vor allem, wenn zusätz-
lichen Leistungen keine entsprechenden
Gegenleistungen gegenüberstehen. Diese
Bestimmung soll nun wie folgt ergänzt
werden: „Solche Verhaltensweisen sind
insbesondere das Anbieten oder Fordern,
Gewähren oder Annehmen von Geld oder
sonstiger Leistungen, auch von Rabatten,
Sonderkonditionen, besonderen Ausstat-
tungen, Rücknahmeverpflichtungen oder
Haftungsübernahmen, zwischen Liefe-
ranten und Wiederverkäufern, die sach-
lich nicht gerechtfertigt sind, vor allem,
wenn zusätzlichen Leistungen keine ent-
sprechenden Gegenleistungen gegen-
überstehen.“

Der Entwurf samt Erläuterungen des Wett-
bewerbsrechtsänderungsgesetzes 2016 ist
auch auf der Website des Parlaments unter
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/ME/
ME_00248/index.shtml abrufbar.
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Die Kartellrechts -
novelle 2016 betrifft
primär die Erleichte-
rung von Schadener-
satzklagen bei Kartell-
rechtsverstößen in Um-
setzung einer EU-Richt-
linie. Darüber hinaus
sind weitere Änderun-
gen enthalten, welche
neben Verfahrens -
vorschriften und der
Veröffentlichung von
Entscheidungen die 
Erweiterung der Zusam-
menschlusskontrolle
und das Nahversor-
gungsgesetz betreffen.
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BUCHUNGSPLATTFORMEN VERLAN-
GEN BESTPREIS-ZUSICHERUNG
Die Vermittlung von Hotelzimmer-
buchungen durch Onlineplattformen
wie Booking.com, HRS oder Expedia
ist für viele Beherbergungsbetriebe
von wesentlicher Bedeutung. In den
Verträgen lassen sich die Buchungs-
plattformen von den Hotels und Pen-
sionen oftmals exklusiv die „besten
Preise“ zusichern: Den Beherber-
gungsbetrieben ist es untersagt, auf
anderen Vertriebswegen (insbeson-
dere anderen Plattformen) ein-
schließlich der eigenen Hotel-Web-
site günstigere Preise oder sonst at-
traktivere Bedingungen anzubieten.

Diese Praxis wurde seitens der Ho-
tellerie und deren Interessensvertre-
tung seit Längerem kritisiert: Die Be-
herbergungsbetriebe müssten sich
diese Bestpreis-Klauseln von den
mächtigen Buchungsplattformen
aufzwingen lassen. Sie würden da-
durch in ihrer Preisgestaltungsfrei-
heit wesentlich eingeschränkt und
könnten daher z.B. nicht ausreichend
flexibel auf Markt- bzw Nachfrage-
veränderungen reagieren.  

Auch von den Kartellbehörden
wurden solche Klauseln als unzuläs-
sige Wettbewerbsbeschränkung bzw
Marktmachtmissbrauch beanstandet
und in mehreren Ländern Europas
Verfahren eingeleitet. In Österreich
hatte bereits seit 2012 die Bundes-
wettbewerbsbehörde (BWB) entspre-
chende Klauseln von zwei großen
Plattformen geprüft. Die Unterneh-
men erklärten schließlich, auf solche
Klauseln verzichten zu wollen, aller-
dings sollte den Hotels weiterhin un-
tersagt werden können, auf den ho-
teleigenen Webseiten günstigere
Preise anzubieten.

BESTPREISKLAUSEL ALS AGGRES-
SIVE GESCHÄFTSPRAKTIK
Dieses Ergebnis der Prüfung durch
die BWB wurde in der Folge als unzu-
reichend angesehen und – auch aus
Gründen der Rechtssicherheit – ein
allgemeines gesetzliches Verbot für
solche Klauseln gefordert. Umgesetzt
wurde dies durch eine entsprechende
Ergänzung des Anhangs zum UWG,
der eine Liste von irreführenden (Z 1
– 23) bzw aggressiven (Z 24 – 32) Ge-

schäftspraktiken enthält, die unter al-
len Umständen als unlauter gelten.

So gilt ab nun gemäß Z 32 des An-
hangs zum UWG jedenfalls als ag-
gressiv:

Das Verlangen eines Betreibers einer
Buchungsplattform gegenüber einem
Beherbergungsunternehmen, dass
dieses auf anderen Vertriebswegen in-
klusive seiner eigenen Website keinen
günstigeren Preis oder keine anderen
günstigeren Bedingungen als auf der
Buchungsplattform anbieten darf.

Nach dem neuen § 1a Abs 4 UWG
sind solche Vereinbarungen absolut
nichtig. Diese Bestimmungen sind
auch auf Verträge anzuwenden, die
vor dem Inkrafttreten der Änderun-
gen abgeschlossen wurden. Damit
entfaltet diese Gesetzesänderung
auch eine rückwirkende Anwendung
und entsprechende bestehende Ver-
pflichtungen enden automatisch
ohne Zutun einer Partei. Buchungs-
plattformbetreiber können sich da-
mit nicht mehr auf solche Klauseln
berufen, selbst wenn sie Teil eines
geltenden Vertrags sind.

Bei Nichteinhaltung dieser neuen
Vorgaben können nicht nur die Ver-
tragspartner, sondern auch Mitbe-
werber und andere klagebefugte Ver-
bände Ansprüche nach dem UWG
geltend machten.

ÄNDERUNG DES PREISAUSZEICH-
NUNGSGESETZES  
Auch im Preisauszeichnungsgesetz
(PrAG) ist nunmehr ausdrücklich
normiert (siehe § 7 PrAG), dass die
Preise für die Beherbergung vom
Gastgewerbetreibenden frei festgelegt
werden und nicht durch Preisbin-
dungs- oder Bestpreisklauseln durch
Buchungsplattformbetreiber einge-
schränkt werden dürfen.

Die Änderungen im UWG und im
PrAG sind mit 1.1.2017 in Kraft getreten.
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Neu im UWG: Bestpreisklausel-Verbot für Hotelbuchungsplattformen

Neu im UWG: Bestpreisklausel-Verbot
für Hotelbuchungsplattformen
Internet-Reisebuchungsplattformen ist es künftig 

untersagt, von Hotels zu verlangen, nirgendwo 

günstigere Preise als auf ihrer Plattform anzubieten.

Foto: weedezign | Fotolia



IRREFÜHRENDE AUSSENDUNG
Wie damals in vielen Medien berichtet (z.B.
ORF-Sendung heute konkret), versandte ab
August 2012 eine zunächst nicht näher be-
zeichnete „Gewerbedatenverwaltung“ mit
einer Postfachadresse in Wien tausende For-
mulare mit dem Briefkopf 

Durch die Gestaltung der Aussendung
und die Angaben auf dem Formular, wie
etwa „Ihr Branchenbucheintrag“ und „Bitte

Firmendaten überprüfen und ggf. ergänzen
oder berichtigen“ wurde den Empfängern
suggeriert, dass dies ein kostenloser Daten-
abgleich der bekannten Gelben Seiten des
Herold Verlags sei. Dass es sich dabei in
Wahrheit um ein Angebot für eine teure,
aber praktisch wertlose Eintragung in ein
unbekanntes Internet-Branchenbuch han-
delte, war im Kleingedruckten versteckt.

Kurz nach Rücksendung des vermeintli-
chen Korrekturabzugs langte bei den Be-
troffenen eine Rechnung einer „Steger Ge-
werbedatenverwaltung“ aus München über
€ 1.428,— bzw in manchen Fällen sogar €
1.699,— ein. Bei Nichtbezahlung kamen
trotz schriftlicher Irrtumsanfechtungen
ständig weitere Zahlungsaufforderungen,
Mahnungen und Klagsdrohungen. Verant-
wortlich für diese groß angelegte Branchen-

14 Recht und Wettbewerb

Verurteilung wegen Sachwuchers bei 
wertlosem Online-Branchenverzeichnis
Nachdem der Schutzverband gegen unlauteren Wettbewerb in diesem Fall mit besonders vielen 

Betroffenen („Gelbes Branchenbuch 2013/2014“) eine gerichtliche Unterlassungsverfügung 

erwirken konnte und daraufhin die irreführenden Aussendungen gestoppt wurden, erfolgte nun 

einige Jahre später auch die strafrechtliche Verurteilung des Verantwortlichen Rene Steger.

Wettbewerbsrecht aktuell

Gelbes Branchenbuch 
Eintragung 2013/2014
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buch-Abzocke war – wie sich später heraus-
stellte – ein Österreicher namens Rene Steger
aus Graz-Umgebung.

KLAGE DES SCHUTZVERBANDES GEGEN
UNLAUTEREN WETTBEWERB
Der Schutzverband brachte im Jänner 2013
für die von ihm vertretenen rund 1000 (!) be-
troffenen Unternehmen, Apotheken, Ärzte,
Psychotherapeuten, Psychologen, Physio-
therapeuten, Ergotherapeuten, Logopäden,
Hebammen, aber auch Pfarren, Gemeinden,
Schulen, Kindergärten, Botschaften, Frei-
willige Feuerwehren, diverse Vereine und
zahlreiche andere Organisationen eine Klage
auf Unterlassung dieser irreführenden Aus-
sendungen samt Antrag auf ein Verbot der
„Fruchtziehung“ beim Landesgericht für Zi-
vilrechtssachen Graz ein. Die Klage war mit
einem Antrag auf Erlassung einer Einstwei-
ligen Verfügung verbunden, mit der diese
Aussendungen noch vor einer endgültigen
Entscheidung über die Klage verboten wer-
den sollten.

Dem Sicherungsantrag wurde vollinhalt-
lich stattgegeben: Mit Beschluss vom
8.3.2013, 10 Cg 1/13b, untersagte das Lan-
desgericht für Zivilrechtssachen Graz diese
irreführenden Branchenbuch-Aussendun-
gen mit sofortiger Wirkung und verbot Herrn

Steger ausdrücklich auch, Zahlungen zu for-
dern. Das Gericht begründete seine Ent-
scheidung – wie von uns vorgebracht – unter
Hinweis auf § 28a UWG damit, dass das be-
treffende Formular aufgrund seiner Aufma-
chung und Textierung insgesamt den irre-
führenden Eindruck erweckte, es handle sich
hier um eine kostenlose Korrektur in den be-
kannten „Gelben Seiten“. 

Die Entscheidung des Gerichts, die im an-
schließenden Hauptverfahren in Form eines
entsprechenden (Versäumungs-)Urteils
rechtskräftig wurde, war ausführlich be-
gründet und stand/steht im Einklang mit
der Rechtsprechung des OGH: Wenngleich
Unternehmen für ihre Geschäftspost ein ge-
wisses Maß an Aufmerksamkeit aufwenden,
so bedeutet dies nicht, dass sie Aussendun-
gen auch dann detailliert studieren müssen,
wenn diese schon durch ihre (geschickte)
Gestaltung die naheliegende Erwartungs-
haltung hervorrufen, es wäre nur etwas zu
ergänzen und wieder zurückzusenden. Das
Bestehen auf oder das Durchsetzen von Zah-
lungsansprüchen gegen solcherart Ge-
täuschte stellt eine sonstige unlautere Hand-
lung nach § 1 Abs 1 Z 1 UWG dar (siehe dazu
auch schon Schutzverband stoppt „Gelbes
Branchenbuch“-Schwindel in RuW Juni 2013,
Nr. 181, S 23 ff). 

Verurteilung wegen Sachwuchers bei wertlosem Online-Branchenverzeichnis

Die Aussendung für ein
Gelbes Branchenbuch
durch eine „Gewerbe-
datenverwaltung“ mit
der Aufforderung, die
Firmendaten zu über-
prüfen und zu korrigie-
ren bzw. ergänzen,
wurde von tausenden
Betroffenen irrtümlich
zurückgeschickt. 
Aufgrund der Klage 
des Schutzverbandes
konnte diese Branchen-
buch-Abzocke als irre-
führend untersagt und
damit gestoppt werden.



STRAFVERFAHREN GEGEN DEN 
VERANTWORTLICHEN RENE STEGER
Neben dem Antrag auf Erlassung einer
 zivilrechtlichen Untersagungsverfügung
brachte der Schutzverband weiters eine um-
fassende Strafanzeige gegen Rene Steger ins-
besondere wegen schweren, gewerbsmäßi-
gen Betrugs ein. Viele Unternehmen, die irr-
tümlich bzw unter dem Druck der ständi-
gen Mahnungen gezahlt hatten, nützten die
Möglichkeit, sich dem Strafverfahren kos-
tenfrei als sogenannte Privatbeteiligte anzu-
schließen um auf diese Weise zu versuchen,
ohne teure Zivilklage im Falle eines Schuld-
spruchs einen Rechtstitel auf Rückzahlung
des Betrages zu erlangen. Das Ermittlungs-
verfahren wurde hier allerdings zunächst –
unverständlicherweise – „mangels Täu-
schungsabsicht“ des Beschuldigten einge-
stellt. Auch umfassende Anträge mehrerer
betroffener Unternehmer auf Fortsetzung
des Strafverfahrens konnten daran nichts
ändern. Die zivilrechtliche Entscheidung mit
der klaren Feststellung einer Irreführungs-
eignung lag zu diesem Zeitpunkt allerdings
noch nicht vor.

In der Folge wurde das Strafverfahren
schließlich fortgesetzt und von der Staats-
anwaltschaft Graz eine Anklageschrift gegen
Rene Steger wegen Sachwuchers nach § 155
Strafgesetzbuch (StGB) eingebracht: Wer ge-
werbsmäßig die Zwangslage, den Leichtsinn,
die Unerfahrenheit oder den Mangel an Ur-
teilsvermögen eines anderen dadurch aus-
beutet, dass er sich oder einem Dritten für
eine Ware oder eine andere Leistung einen
Vermögensvorteil versprechen oder gewäh-
ren lässt, der in auffallendem Missverhältnis
zum Wert der eigenen Leistung steht, ist mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wenn er je-
doch durch die Tat eine größere Zahl von
Menschen schwer geschädigt hat, mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren zu bestrafen.

In der Hauptverhandlung vor dem Lan-
desgericht für Strafsachen Graz im Novem-
ber 2016, bei welcher auch Schutzverband
anwesend war, kam es zum erwarteten

Schuldspruch: Rene Steger wurde wegen
Sachwuchers zu einer (bedingten) Freiheits-
strafe von zwölf Monaten und einer Geld-
strafe von 180 Tagessätzen verurteilt. Den
Privatbeteiligten wurden jeweils Rückzah-
lungsansprüche in der beantragten Höhe
zugesprochen. Das Urteil ist rechtskräftig
(LG für Strafsachen Graz, 11 Hv 24/16i,
8.11.2016).

BEURTEILUNG ALS SACHWUCHER/
BETRUG NICHT ANGEKLAGT
Wie von der Staatsanwaltschaft vorgebracht,
erkannte das Gericht den Angeklagten für
schuldig, den Leichtsinn und teilweise auch
die Unerfahrenheit der von ihm angeschrie-
benen, rund 300.000 österreichischen Un-
ternehmen und Institutionen, die bereits
Kunden von Herold waren, dadurch ausge-
beutet zu haben (bzw versucht zu haben),
dass er sich für seine Leistung (Eintrag in sein
Online-Branchenbuch) ein Entgelt verspre-
chen ließ, das in auffallendem Missverhältnis
zum Wert der eigenen Leistung stand. Der
Sachverständige, der dem Verfahren beige-
zogen worden war, bestimmte den Wert einer
Eintragung in dieses Branchenbuch mit le-
diglich € 10 für zwei Jahre (€ 5 pro Jahr), so-
dass die geforderten € 1.428,– (bzw. teilweise
€ 1.699,–) eklatant überhöht waren.

Im konkreten Fall erfolgte die strafrechtli-
che Verurteilung damit allein auf Basis des §
155 StGB, der als objektives Tatbestands-
merkmal auf ein grobes Missverhältnis zwi-
schen Leistung und Gegenleistung abstellt.
Allerdings nicht angeklagt wurde, dass die
Empfänger primär über die Herkunft des
Korrekturabzugs getäuscht worden waren,
indem hier ein Formular versandt wurde,
dass zu Verwechslungen mit den Gelben Sei-
ten des Herold Verlags führte. Aus diesem
Grund hätte nach unserer Ansicht auch eine
Anklage und Verurteilung auf Basis des Be-
trugstatbestandes nach den §§ 146 ff StGB
erfolgen können, die bei einer vermögens-
schädigenden Täuschung über Tatsachen
eine Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren vor-
sehen.
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Aufgrund der zahl -
reichen Eingaben des
Schutzverbandes und
von Betroffenen war
auch ein Strafverfahren
anhängig, was nach
hunderten Einvernah-
men durch die Polizei
und einer Anklage beim
Landesgericht Graz
schließlich zu einer
Verurteilung wegen
Sachwuchers geführt
hat. Dabei betrug der
Wert dieser „Eintra-
gung“ laut Sachver-
ständigengutachten
nicht einmal 1% des
mittels Rechnung bei
einer (in der Regel irr-
tümlichen) Unterschrift
verlangten Betrages.



Auf einem Marktplatz in Prag wurde
gefälschte Markenware verkauft. Die
Markeninhaber Tommy Hilfiger, La-
coste und Burberry stellten bei den
tschechischen Gerichten den Antrag,
dem Betreiber des Marktplatzes die
Vermietung der Verkaufsflächen
(Marktstände) an
Händler mit ge-
fälschten Waren zu
untersagen. Sie
brachten vor, dass
gegen den Marktbe-
treiber eine solche
Anordnung erlassen
werden könne, weil
er eine „Mittelsper-
son“ sei, deren
Dienste von einem
Dritten zwecks Ver-
letzung eines Rechts
des geistigen Eigen-
tums in Anspruch
genommen würden (siehe Art. 11 der
Richtlinie 2004/48/EG zur Durchset-
zung der Rechte des geistigen Eigen-
tums; diese Bestimmung wurde in
nationales tschechisches Recht um-
gesetzt in Art 4 Abs 3 Gesetz Nr.
221/2006). Der EuGH habe in seiner
Entscheidung L’Oréal (vom 12.7.2011,
C 324/09) festgestellt, dass die Be-
treiber von Online-Marktplätzen auf-
grund dieser Richtlinie dazu ver-
pflichtet werden könnten, den Ver-
kauf von Produktfälschungen abzu-
stellen; dies müsse auch für physi-
sche Marktplätze gelten.

Die Gerichte erster und zweiter In-
stanz wiesen den Antrag ab, und zwar
insbesondere mit der Begründung,
dass dann im Ergebnis zB auch eine
Elektrizitätsleitung oder die Ausstel-
lung einer Gewerbeberechtigung an
einen Händler ein die Verletzung von

Rechten des geistigen Eigentums er-
möglichendes „Mittel“ darstellen
würden. Der tschechische Oberste
Gerichtshof hatte Zweifel an dieser
Interpretation und legte den Fall dem
EuGH zur Vorabentscheidung vor.

Mit seinem Urteil vom 7.7.2016, Rs
C-494 (Tommy Hilfiger Licensing LLC
ua/Delta Center a.s.), stellte der
EUGH im Sinne der Antragsteller fest,
dass ein Wirtschaftsteilnehmer, der
Dritten Flächen auf einem Marktplatz
anbietet, wo diese Fälschungen von
Markenerzeugnissen zum Verkauf
feilbieten, jedenfalls als „Mittelsper-

son“, deren Dienste von einem Drit-
ten zwecks Verletzung eines Rechts
des geistigen Eigentums in Anspruch
genommen werden, qualifiziert wer-
den muss. Der Richtlinie 2004/48 sei
nicht zu entnehmen, dass ihr An-
wendungsbereich auf den elektroni-

schen Handel be-
schränkt wäre. 

Es sei daher unbe-
achtlich, ob die Zur-
verfügungstellung
von Verkaufsstellen
einen Online-Markt-
platz oder einen phy-
sischen Marktplatz
betreffe. Auch be-
züglich der Art der
gerichtlichen Anord-
nungen verwies der
EuGH auf seine Ent-
scheidung im Fall
L’Oréal und führte

aus, dass die gerichtlichen Anord-
nungen sowohl wirksam und ab-
schreckend als auch gerecht und ver-
hältnismäßig sein müssten. Sie dürf-
ten folglich nicht übermäßig kost-
spielig sein und auch keine Schran-
ken für den rechtmäßigen Handel er-
richten. Von der Mittelsperson könne
keine generelle und ständige Über-
wachung ihrer Kunden verlangt wer-
den. Hingegen könne die Mittelsper-
son durchaus gezwungen werden,
Maßnahmen zu treffen, die erneute
derartige Verletzungen durch densel-
ben Händler verhindern.
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EuGH: Marktstandvermieter hat Verkauf 
von Produktfälschungen abzustellen
Die EU-Durchsetzungsrichtlinie zur Bekämpfung der Produktpiraterie gilt nicht 

nur für Online- sondern auch für physische Marktplätze. Auch deren Betreiber 

sind verpflichtet, gegen den Verkauf von gefälschten Waren vorzugehen.
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Im ersten Fall hatte ein Händler eine Arm-
banduhr zu einem Preis von EUR 19,90 auf
der Internetplattform angeboten, wobei über
dem Preis “unverbindliche Preisempfehlung
EUR 39,90” zu lesen war. Ein Mitbewerber
klagte den Händler wegen unlauteren Wett-
bewerbs durch Irreführung, weil die Uhr zu

diesem Zeitpunkt bereits
ein Auslaufmodell war und
die angeführte Preisemp-
fehlung nicht mehr galt.
Obwohl die unverbindli-
che Preisangabe von Ama-
zon stammte und auch
nur der Plattformbetrei-
ber selbst eine solche ein-
stellen und verändern
habe können, wurde die
wettbewerbsrechtliche

Haftung des Händlers für die irreführende An-
gabe bejaht (BGH, 3. 3. 2016 – I ZR 110/15 –
Herstellerpreisempfehlung bei Amazon).

Parallel dazu hatte sich der BGH mit dem
Fall zu beschäftigen, dass eine von einem
Händler auf Amazon angebotene Compu-
termaus nachträglich durch einen anderen
Händler mit einer markenrechtsverletzenden
Bezeichnung versehen worden war (stellen
mehrere Händler das gleiche Produkt bei
Amazon-Marketplace zum Verkauf ein, wer-
den sie regelmäßig auf der bereits erstellten
Katalogseite des ersten Anbieters gelistet;
die anderen Verkäufer können die bei Ama-
zon eingegebene Produktbeschreibung ohne
Zustimmung bzw Einflussmöglichkeit des ur-
sprünglichen Erstellers nachträglich ändern).
Der Markenrechtsinhaber klagte den ersten
Händler (der seine Produktinformationen
wie Produktnamen, Hersteller und Marke ur-
sprünglich in die von Amazon bereitgestell-

te Maske eingegeben hatte) mit Erfolg, ob-
wohl die Änderung der Markenbezeichnung
nicht von ihm sondern von einem anderen
Anbieter dieses Produkts vorgenommen wor-
den war (BGH, 3. 3. 2016 – I ZR 140/14 – An-
gebotsmanipulation bei Amazon).

Der BGH begründet diese weitreichende
Haftung von Amazon-Händlern (auch) für An-
gaben Dritter im Wesentlichen damit, dass es
den Händlern zuzumuten sei, dauerhaft oder
über einen längeren Zeitraum bei Amazon
Marketplace eingestellte Angebote regelmä-
ßig daraufhin zu überprüfen, ob die Angaben
zu den Produkten nach wie vor stimmten oder
ob – wie im zweiten Fall – Änderungen vor-
genommen worden seien, was regelmäßig
vorkomme und in Händlerkreisen bekannt sei.
Nach der Rechtsmeinung des deutschen
Höchstgerichts würden die Händler, indem sie
dem Plattformbetreiber die Möglichkeit der
Einflussnahme auf das Erscheinungsbild ih-
res Angebots einräumen, ohne sich ein ver-
tragliches Entscheidungs- oder Kontrollrecht
vorzubehalten, die Gewähr für die Richtigkeit
der vom Plattformbetreiber vorgenomme-
nen Angaben übernehmen. Ebenso wenig ste-
he der Haftung des ersten Händlers entgegen,
dass Amazon es jedem weiteren Anbieter er-
mögliche, die vom ersten Anbieter erstellte
Produktbeschreibung zu ändern (eine mög-
liche Haftung von Amazon selbst war hier je-
weils nicht Gegenstand des Verfahrens).

Die Händler, die auf der Internet-Ver-
kaufsplattform Amazon-Marketplace Pro-
dukte zum Verkauf anbieten, trifft nach die-
ser Rechtsprechung eine erhebliche Über-
wachungs- und Prüfungspflicht im Hinblick
auf die aktuelle Richtigkeit der Angaben und
auf mögliche Veränderungen der Produkt-
beschreibungen.
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BGH: Haftung von Amazon-Händlern 
für falsche Angaben Dritter
Zwei kürzlich veröffentlichte Urteile des deutschen Bundesgerichtshofs (BGH) verdeutlichen 

die weitreichende Haftung von Amazon-Händlern für irreführende Produktangaben.

Wettbewerbsrecht aktuell



Im Festsaal des Hauses der Kaufmann-
schaft (Spartenhaus) wurde von der ÖV
und ihrem ehrenamtlichen Generalsekre-
tär Mag. Hannes Seidelberger mit Unter-
stützung des gesamten Schutzverband-
teams wieder eine besonders spannende
Veranstaltung vor über 80 Gästen organi-
siert. Dabei konnte mit George Peretz ein
Rechtsanwalt und Kronanwalt (QC – Queen
Counsel) aus London von Monckton
Chambers Rechtsanwälte gewonnen wer-
den, welcher einen überaus informativen
Einblick zu den Hintergründen des Brexit
und seinen rechtlichen Konsequenzen ins-
besondere für den IP-Bereich und das Wett-
bewerbsrecht gab.

Rechtsanwalt Peretz erläuterte zunächst,
warum es unter mehreren Gesichtspunkten
eine Herausforderung sei, den Brexit zu er-
klären. So frage man sich, wieso Großbri-
tannien so etwas mache und niemand weiß,
was nun die Folgen dieses Votums seien. Ein
wesentlicher Grund für den geplanten Aus-
tritt ist aus seiner Sicht die geografische In-
sellage und allgemein die Geschichte des
Landes. So gibt es keine Landgrenze mit ei-
nem anderen europäischen Land. Die stän-
digen „Grenzerfahrungen“, die viele andere
Europäer machten, die in einem anderen
Land arbeiten, einkaufen etc., kennen die
Briten in der Regel nicht.

Aus der Geschichte heraus haben die Be-
wohner Großbritanniens oft mehr Bezie-
hung und auch mehr Verwandtschaft in Ka-
nada, Australien und Neuseeland als in

Europa (in diesen Ländern leben überdies
deutlich mehr Briten als in den anderen eu-
ropäischen Ländern). Auch die englische
Sprache zieht sie mehr in diese Länder und
in die USA, und als weltweite Sprache Num-
mer 1 haben die britischen Schüler auch oft
keine Motivation, eine Fremdsprache zu er-
lernen.

Dazu kommt das generelle Gefühl in
Großbritannien, dass es der EU in vieler
Hinsicht an ausreichender Legitimation
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Diskussionsveranstaltung: 
Brexit und Geistiges Eigentum/Wettbewerbsrecht
Die Österreichische Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz 

und Urheberrecht (ÖV) veranstaltete am 28.11.2016 nach ihrer 

Generalversammlung eine öffentlich zugängliche Podiumsdiskussion zu den 

Folgen des Brexit (also des Austritts Großbritanniens aus der EU) für das IP- 

und das Kartellrecht und damit für die österreichische Wirtschaft.

Die Diskutanten am 
Podium bei der ÖV-Ver -
anstaltung zum Thema
„Brexit und IP/Antritrust“



mangelt, auf ihre Mitgliedstaaten
einzuwirken. Auch die Gesetzgebung
in der EU ist wesentlich komplizier-
ter als in Großbritannien. Damit fehlt
es auch an einer entsprechenden Be-
richterstattung der britischen Me-
dien über Themen der EU, welche oft
als „boring“ (langweilig) angesehen
werden. Auch ist der Eindruck ent-
standen, die Entscheidungen dort
werden von „gesichtslosen Bürokra-
ten“ in Brüssel getroffen.

Außerdem besitzt Großbritannien
kein föderales System wie beispiels-
weise Österreich und Deutschland
mit ihren Bundesländern und ist
nicht daran gewöhnt, dass es unter-
schiedliche Rechtsebenen gibt bzw.
das Europarecht sogar über dem bri-
tischen Recht steht. Besonders skep-
tisch ist immer gesehen worden, dass
der Europäische Gerichtshof (EuGH)
die Entscheidungen der britischen
Höchstgerichte „overrulen“ kann
bzw. ihnen die Leitlinien für ihre Ent-
scheidungen bei europarechtlichen
Fragen vorgibt. Andere Gründe sind
laut Peretz noch die Wirtschaftskrise
von 2008, der Euro, welcher in Groß-
britannien als „Desaster“ wahrge-
nommen wird, und die Einwande-
rung aus der EU. Die Folgen des Bre-
xit-Referendums sind auch deshalb
spannend, weil Großbritannien
keine geschriebene Verfassung hat,
wie Peretz als erfahrener Rechtsan-
walt erläutert. Es ist daher unklar,
wer nun die Austrittserklärung zu be-
schließen hat, was nun auch Gegen-
stand eines Verfahrens beim High
Court ist.

Im Wettbewerbsrecht selber wird
sich aus seiner Sicht unmittelbar
nicht sehr viel ändern, weil das um-
gesetzte Europarecht grundsätzlich
weiterhin anwendbar bleibt. Aller-
dings fällt die unmittelbare Kompe-
tenz der EU-Kommission und des

EuGH jedenfalls weg. Langfristig
könnte sich britisches Wettbewerbs-
recht und das der EU durchaus von-
einander entfernen.

Beim Recht des geistigen Eigen-
tums wie etwa im Bereich der Uni-
onsmarken werden sich wohl Lösun-
gen finden lassen, um auch hier für
die Zukunft einen entsprechenden
Schutz gewährleisten zu können.
Hier meint Kronanwalt Peretz, dass
die Lösung nicht so schwierig er-
scheint wie es manche derzeit sehen
und berichtete quasi „live“ über den
nur Stunden vorher verkündeten Be-
schluss der britischen Regierung, den
Vertrag über das Europäische Patent
mit einheitlicher Wirkung doch zu ra-
tifizieren, wodurch es trotz des Brexit
bald in Kraft treten könnte. 

Dieses Einheitspatent soll nach
derzeitigem Stand in 26 Mitglied-
staaten der Europäischen Union gel-
ten, wobei es Österreich als erster
Vertragsstaat bereits im Jahr 2013 ra-
tifiziert hat. Mittlerweile liegen die
Ratifizierungen von elf Vertragsstaa-
ten vor. Damit es in Kraft treten kann,
müssen es 13 Staaten ratifizieren, da-
runter die drei Länder mit den meis-
ten Patentanmeldungen, nämlich
Großbritannien, Deutschland und
Frankreich.

Bei der gleichzeitig stattfindenden
Sitzung des Europäischen Rates für
Wettbewerbsfähigkeit am 28. und
29.11.2016 in Brüssel kündigte die
britische Regierung doch eher über-
raschend an, das nationale Ratifizie-
rungsverfahren fortzusetzen. Dabei
wurde aber gleichzeitig betont, dass
es sich hier nicht um ein EU-Projekt
handelt, sondern um eine verstärkte
Zusammenarbeit zwischen einzel-
nen Staaten. Mit diesem aktuellen
Höhepunkt beendete George Peretz
QC seinen umfassenden Überblick
aus britischer Sicht.

Daran anschließend bot Universi-
tätsprofessor Florian Schuhmacher,
LL.M., von der Wirtschaftsuniversität
Wien einen präzisen Überblick zu
den einzelnen Rechtsbereichen des
geistigen Eigentums wie Patentrecht
oder Markenrecht in Bezug auf den
Brexit. Dabei hielt er zunächst fest,
dass der Ausgang des Referendums
zu einem hypothetischen Austritts-
szenario Großbritanniens aus der EU
geführt habe, aber genaue Rahmen-
bedingungen dieses Austritts derzeit
noch offen seien. Der politische Pro-
zess des Austrittsverfahrens und die
politische Lösung bestimmten diese
Rahmenbedingungen. Man könne
nur die möglichen rechtlichen Kon-
sequenzen aufzeigen und allfällige
Lösungsvorschläge bieten.

Das Austrittsverfahren beginne
mit der Mitteilung an den Europäi-
schen Rat, welche bisher noch nicht
erfolgt ist. Die Details des Austritts
sind dann in einem Abkommen aus-
zuhandeln. Die Verträge der Europäi-
schen Union finden ab dem Tag des
Inkrafttretens des Abkommens bzw.
bei keiner Einigung zwei Jahre nach
der Mitteilung des Austritts keine An-
wendung mehr, wobei eine einstim-
mige Verlängerung dieser Frist um
ein Jahr möglich ist.

Die einzelnen Rechtsbereiche be-
treffend hielt Prof. Schuhmacher fest,
dass der Austritt zunächst keine Aus-
wirkung auf das EPÜ als Sammelpa-
tent habe, weil das ein eigenes Über-
einkommen sei. Bei dem Einheitspa-
tent verweist er auf den Vorredner,
wonach trotz Brexit offenbar nun
eine Umsetzung auch dieses Projekts
möglich erscheint.

Beim Markenrecht bleibt die Um-
setzung der Markenrechtsrichtlinie
ins nationale Recht erhalten, aller-
dings entfallen mit dem Austritt der
Anwendungsvorrang des Unions-
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rechts und die einheitliche Auslegung durch
den EuGH. Bezüglich der Unionsmarken-
verordnung (einheitliche Anmeldung einer
Marke für die gesamte EU in Alicante) ist die
Geltung auf das Gebiet der Union begrenzt.
Die hier unmittelbar anwendbare VO ver-
liert damit ihre nationale Geltung nach dem
Austritt. Die Unionsmarken sind daher in
Großbritannien nach einem Austritt nicht
mehr geschützt. Als Optionen stehen eine
Umwandlung in eine nationale Marke unter
Berücksichtigung der Priorität, die Schaf-
fung eines (nationalen) vereinfachten Um-
wandlungsverfahrens und eine nationale
Regelung einer Benutzungsschonfrist offen.
Hier wird abzuwarten sein, was im Aus-
trittsabkommen ausverhandelt wird.

Das Gleiche gilt sinngemäß für die Ge-
schmacksmuster, also die Musterschutz-
richtlinie und die Gemeinschaftsge-
schmacksmusterverordnung. Bei den un-
terschiedlichen urheberrechtlichen Rege-
lungen bleibt die Umsetzung zwar einmal
erhalten, aber die Auslegung durch den
EuGH und der Anwendungsvorrang fallen
für Großbritannien weg. Das gilt auch für
die Richtlinie über unlautere Geschäfts-
praktiken. Die Produktpiraterieverordnung
würde für eine Außengrenze mit Großbri-
tannien und die Einfuhr in die Union gelten.

Beim Kartellrecht ist die Lage differen-
zierter zu sehen. Beim Kartellverbot und der
Missbrauchsaufsicht ist zu beachten, dass
das EU-Kartellrecht eine Anwendung im
Fall der Auswirkung auf das Gebiet der
Union („Auswirkungsprinzip“) bean-
sprucht. Insoweit unterliegt die Geschäfts-
tätigkeit von in Großbritannien niederge-
lassenen Unternehmen auch nach einem
Austritt weiterhin dem EU-Kartellrecht. In
Großbritannien selbst gilt dagegen nur
mehr nationales Kartellrecht. Die britische
Wettbewerbsbehörde würde aus dem Kreis
des ECN (Netzwerk europäischer Kartellbe-
hörden) ausscheiden. Die Bindungswir-
kung von Entscheidungen (etwa im Bereich
von Schadenersatzklagen) entfällt. Bei der
Fusionskontrolle entbindet die Anmeldung

und Freigabe nach der EU-FKVO nicht
mehr von der Anwendung britischen Rechts
und einer zusätzlichen Anmeldung bzw
Freigabe in Großbritannien.

Nach diesem rechtlichen Überblick bot
Gabriele Benedikter von der Wirtschafts-
kammer Österreich (WKO) eine sehr infor-
mative Übersicht über die wirtschaftlichen
Eckdaten zwischen Österreich und Großbri-
tannien, das die Nummer 8 in der Weltrang-
liste der österreichischen Zielmärkte ist. Die
Warenimporte und Warenexporte stiegen
2015 um mehr als 6% an, wobei in diesem
Jahr beim Export nach Großbritannien die
Schallmauer von 4 Mrd. € durchbrochen
und damit ein All-time-high-Ausfuhrrekord
aufgestellt wurde. Der Handelsbilanzüber-
schuss beträgt rund 1,7 Mrd. €, was den
dritthöchsten Überschuss weltweit für
Österreich darstellt, nach den Wirtschafts-
beziehungen mit den USA und Frankreich.

Etwa die Hälfte der Exporte entfällt auf
Maschinen und Fahrzeuge (PKW, Motoren,
Kfz-Teile und -zubehör, Spezialmaschinen
für Gewerbe und Industrie, Hebe- und För-
dervorrichtungen). Die andere Hälfte be-
steht aus Metallwaren, Papier und Pappe,
Fertigwaren (vor allem Spielautomaten,
Mess- und Prüfinstrumente) und chemische
Erzeugnisse (Antisera und Blutfraktionen).
Weiters sind die vom Volumen her weniger
großen Nahrungsmittelexporte wichtig für
das Image Österreichs auf der Insel. Es wird
geschätzt, dass von ca. 250 österreichischen
Tochterfirmen 50 Unternehmen dort pro-
duzieren oder assemblieren. Bei den Ande-
ren handelt es sich um Repräsentanzen und
Vertriebsniederlassungen.

Von der Stimmungslage in Österreich ist
ein Ausstieg laut Benedikter zwar keine gute
Nachricht, aber insgesamt reagieren viele
Geschäftsführer überraschend gelassen auf
den Brexit. Problematisch sieht man vor al-
lem die bevorstehende Volatilität des Wech-
selkurses. Bis zu einem Austritt der Briten
(frühestens Ende 2018) gibt es ohnedies gar
keine Änderungen und die Chancen bleiben
auch danach intakt, insbesondere wenn
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Diskussionsveranstaltung: Brexit und Geistiges Eigentum/Wettbewerbsrecht

Ein Austritt Großbritan-
niens aus der EU (also
der Brexit) führt insbe-
sondere dazu, dass im
Bereich des geistigen
Eigentums kein Schutz
mehr für Unionsmarken
und Gemeinschafts -
geschmacksmuster auf
der britischen Insel 
besteht. Hier wird ab-
zuwarten sein, ob die
Verhandlungen eine 
Lösung dafür vorsehen.
Das sonstige bisher
umgesetzte EU-Recht 
in Großbritannien bleibt
zwar einmal bestehen,
kann aber in Zukunft
autonom abgeändert
werden und unterliegt
auch nicht mehr 
der Rechtsprechung
des EuGH.



man innovative Produkte hat oder in Ni-
schen tätig ist. 

Aus Sicht der Wirtschaft wäre es jeden-
falls wichtig, die Trennung rasch zu verhan-
deln und abzuwickeln, damit die Phase der
Unsicherheit – nicht zuletzt mit Rücksicht
auf die ohnehin großen Herausforderungen
in der EU – möglichst kurz gehalten wird.
Um den wirtschaftlichen Schaden möglichst
gering zu halten, sollte die EU mit Großbri-
tannien ein Abkommen aushandeln, mit
dem es den Zugang zum europäischen Bin-
nenmarkt behielte.

Dann berichtete Patenanwalt DI Alois Pe-
ham von der Siemens Österreich AG aus der
Sicht eines großen österreichischen Indus-
trieunternehmens: Großbritannien ist für
Siemens ein wichtiger Markt. Der Konzern
beschäftigt rund 14.000 Menschen auf der
Insel und hält dort etwa 5000 aktive Patente
und Patentanmeldungen. Der Brexit gefähr-
det keine laufenden Geschäfte oder Investi-
tionen.

Es wird jedoch eine Periode mit großer
Unsicherheit befürchtet, die generell die Be-
ziehungen Großbritanniens mit der EU und
anderen Handelspartnern betrifft. Dies gilt
insbesondere auch für den IP-Sektor. Die
überraschende Ankündigung der britischen
Staatsministerin für geistiges Eigentum, Ba-
roness Neville Rolfe, dass Großbritannien
das Abkommen über das einheitliche Pa-
tentgericht ratifizieren werde, ist aus Sicht
der Industrie ein erfreulicher erster Schritt,
dem weitere vor allem in Bezug auf die Uni-
onsmarke und das Gemeinschaftsge-
schmacksmuster möglichst rasch folgen soll-
ten, um so den Unternehmen die Möglich-
keit zu geben, den Übergang zu planen und
bestmöglich zu gestalten.

Schließlich führte Mag. Constantin Klet-
zer als Partner bei Geistwert Rechtsanwälte
aus der Sicht eines mit vielen Anfragen dazu
befassten Rechtsvertreters aus, dass der Bre-
xit und seine Folgen in den Köpfen der Un-
ternehmen in Österreich noch nicht ganz
angekommen zu sein scheinen. Letztlich ist
es aber die Aufgabe des Anwalts, dem Klien-

ten hier den Rücken frei zu halten, wenn z.B.
jetzt munter Tochtergesellschaften im UK
gegründet würden. In Großbritannien ist es
jedenfalls so, dass die Rechtsanwaltskanz-
leien dort mittlerweile Kanzleiniederlassun-
gen in Irland gründen, um einen Sitz in der
EU zu haben. 

Im Markenrecht wird sich bei den Uni-
onsmarken einiges ändern. Zwar ist zu er-
warten, dass bei den Austrittsverhandlun-
gen auch eine Regelung über die Konversion
von Unionsmarken in nationale britische
Marken beschlossen wird. Doch diese Kon-
version wird voraussichtlich einiges an Auf-
wand bedeuten, und es ist zu befürchten,
dass von den Markeninhabern dafür Ge-
bühren verlangt werden. Allenfalls empfiehlt
es sich, im UK auch bereits jetzt national
Marken anzumelden. Um den Benutzungs-
regeln zu entsprechen, sollte die Benutzung
einer Marke in Großbritannien und der EU
separat dokumentiert werden.

Wichtig ist es, sich bereits jetzt rechtzeitig
vor dem Brexit sämtliche Verträge anzuse-
hen, die eine Auswirkung auf den Markt in
Großbritannien haben, insbesondere Li-
zenz-, Vertriebs- und Abgrenzungsvereinba-
rungen. So stellen sich Fragen wie: Ist es
wünschenswert, dass ein im Vertrag defi-
niertes Vertragsgebiet einen Staat (Großbri-
tannien) erfasst, der dann nicht mehr Mit-
glied der EU ist? Führt dies allenfalls zum
Wegfall der Geschäftsgrundlage des Vertra-
ges? Ebenso gilt es die Gerichtsstands- und
Rechtsanwendungsklauseln zu prüfen, ob
diese nach wie vor einen Sinn ergeben, ins-
besondere bei Verweis auf britisches Recht,
wenn die Parteien darunter auch den Be-
stand an EU-Recht gemeint hatten. Allen-
falls muss man Verträge kündigen oder
nachverhandeln. Bei Neuabschluss von Ver-
trägen ist schließlich zu überlegen, eine Bre-
xit-Klausel einzufügen

Nach dieser ausführlichen Darstellung
und Diskussion wurde schließlich wieder zu
einem get-together bei einem Buffet einge-
laden und dort der Meinungsaustausch fort-
geführt.
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Die österreichische
Wirtschaft ist allgemein
mit einer Phase der Un-
sicherheit konfrontiert,
was den britischen
Markt betrifft. Das be-
trifft insbesondere die
zukünftigen rechtlichen
Rahmenbedingungen,
welche noch festzu -
legen sind, als auch
den Wechselkurs zwi-
schen Euro und Pfund.
Positiv ist zu bewerten,
dass die britische Re-
gierung sich trotz des
geplanten Austritts be-
reit erklärt hat, beim
Einheits patent mitzu-
machen, weil es sich
hier um ein Projekt 
von einigen Mitglieds-
staaten und nicht der
ganzen EU handelt.
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WKÖ-Wettbewerbssymposium 2016

WKÖ-WETTBEWERBSSYMPOSIUM
Mehr als 150 Teilnehmer folgten der Einla-
dung der rechtspolitischen Abteilung der
Wirtschaftskammer Österreich zu dieser
Veranstaltung, die sich längst als zentrales,
wettbewerbspolitisches Diskussionsforum
in Österreich etabliert hat. Im Mittelpunkt
der Erörterungen standen die bevorste-
hende Kartellrechtsreform, insbesondere
die notwendige Umsetzung der EU-Kartell-
schadenersatzrichtlinie, sowie allgemeine
Fragen des Kartellrechtsvollzugs in der Pra-
xis und aktuelle Entscheidungen.

Unter der bewährten Moderation von Dr.
Theodor Taurer (WKÖ) begrüßte zunächst
die Leiterin der Abteilung für Rechtspolitik
der WKÖ, Dr. Rosemarie Schön, die Anwe-
senden und stellte das gemeinsame Infor-
mations-Projekt mit der BWB vor. Es folgte
ein Einleitungsstatement des Generaldirek-
tors der BWB, Dr. Theodor Thanner, der in
Bezug auf die neuen Schadenersatzregeln
im Kartellgesetz (KartG) darauf hinwies,

dass private enforcement (private Rechts-
durchsetzung) nur funktioniere, wenn auch
das public enforcement (behördliche Rechts-
durchsetzung) funktioniere.

Als erster Vortragender skizzierte RA Mag.
Dr. Axel Reidlinger (Vorsitzender der Lan-
desgruppe Österreich der Studienvereini-
gung Kartellrecht e.V.) die wesentlichsten
Punkte der Reform des Kartell- und Wettbe-
werbsgesetzes (siehe dazu auch den Beitrag
Kartellrechtsnovelle 2016 in diesem Heft,
Seite 10). Im Anschluss daran wurde der
rechtspolitische Hintergrund der Novelle
von Sektionschef Hon.-Prof. Dr. Georg Ka-
threin (Bundesministerium für Justiz) und
Ministerialrätin MMag. Erika Ummenber-
ger-Zierler (Bundesministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft) erläutert.
Es wurde der Kompromisscharakter der No-
velle betont, wobei es nicht immer leicht ge-
wesen sei, die spezifischen Vorgaben der
EU-Richtlinie im Rahmen des bestehenden,
österreichischen Schadenersatzrechts um-

WKÖ-Wettbewerbssymposium 2016
Bereits zum 14. Mal fand heuer das jährliche Wettbewerbssymposium 

der WKÖ zu kartellrechtlichen Themen statt, bei dem auch eine 

gemeinsam mit der BWB erstellte Informationsbroschüre präsentiert wurde.

GD Dr. Theodor Thanner,
BWB und GS Mag. Anna
Maria Hochhauser, WKO

Foto: WKO/Leithner



zusetzen. Auch im Bereich des Verfahrens-
rechts werde man in der Praxis im Einzelnen
noch mit komplexen Fragestellungen kon-
frontiert sein und es sei den Unternehmen
jedenfalls anzuraten, sich gegebenenfalls ei-
nes spezialisierten Anwalts zu bedienen.

Im Rahmen des zweiten Podiums berich-
tete zunächst Mag. Eduard Paulus, Richter
des Bundesverwaltungsgerichts (und
Schriftleiter der Österreichischen Zeitschrift
für Kartellrecht, kurz ÖZK), von der bisheri-
gen Tätigkeit seines Gerichts in kartellrecht-
lichen Angelegenheiten, das über Be-

schwerden gegen Be-
scheide der BWB in Zu-
sammenhang mit Aus-
kunftsverlangen und
Urkundenvorlagen ent-
scheidet. Mag. Natalie
Harsdorf Enderndorf
(Stellvertreterin des
Leiters der Geschäfts-
stelle der BWB) erläu-
terte in ihrem Referat
die bevorstehende Ge-
setzesnovelle aus der
Sicht der BWB, wobei
sie insbesondere auf
die Bedeutung der
neuen Verjährungsre-
gelungen hinwies.
Den Abschluss des
Vortragsteils bildete

der Bericht über die Tätigkeit des Kartellge-
richts durch Mag. Nikolaus Schaller (Richter
am Oberlandesgericht Wien als Kartellge-
richt), der darüber hinaus auch zu den Än-
derungen durch die Novelle des KartG und
des WettbG (Wettbewerbsgesetz) und deren
mögliche Auswirkungen für die Praxis Stel-
lung nahm.

Den interessanten Darlegungen der Podi-
umsteilnehmer folgte eine spannende Dis-
kussion, bei der auch rechtspolitische Fra-
gen der Beurteilung des Marktverhaltens
marktmächtiger Unternehmen angespro-
chen wurden. Angesichts der oftmals beste-

henden Schwierigkeiten für die Rechtsan-
wender, eindeutige Abgrenzungen zwischen
dem Anwendungsbereich des KartG, des
UWG und des NVG (Nahversorgungsgesetz)
vornehmen zu können, könnte sich eine ge-
setzliche Konkretisierung als sinnvoll erwei-
sen.

NEUE KARTELLRECHTSBROSCHÜRE FÜR
PROFESSIONELLEN UMGANG MIT KARTELL-
RECHTLICHEN REGELN
Im Rahmen der Veranstaltung wurde eine
von der WKÖ gemeinsam mit der BWB er-
stellte Broschüre präsentiert, die den Titel
„KARTELLRECHT UND COMPLIANCE – für
einen professionellen Umgang mit kartell-
rechtlichen Regeln auf betrieblicher Ebene“
trägt. Der Begriff „Compliance“ bezeichnet
hier die von einem Unternehmen zu tref-
fenden Maßnahmen, um den rechtlichen
Verpflichtungen zu entsprechen

Die Broschüre dient der Erstinformation
über kartellrechtliche Risiken. Sie stellt die
Rechtslage und die einzelnen Tatbestände
bzw. wesentlichen kartellrechtlichen Risiko-
bereiche wie etwa horizontale Kartelle, ver-
tikale Preisbindungen und Missbrauch einer
marktbeherrschenden Stellung mit Hilfe
von Grafiken anschaulich dar und weist auf
die möglichen Rechtsfolgen hin. Auch das
richtige Verhalten bei Hausdurchsuchungen
wird erklärt. Darüber hinaus können der
richtige Umgang mit Auskunftsverlangen
sowie die Anmeldepflicht bei Unterneh-
menskäufen in der Praxis wichtige Themen
sein, die ebenfalls beide behandelt werden.
Schließlich enthält die Broschüre Empfeh-
lungen für konkrete Compliance-Maßnah-
men. 

NEUE ADRESSE DER BWB
Die BWB ist umgezogen und hat seit 
Dezember 2016 eine neue Adresse: 
Bundeswettbewerbsbehörde
Radetzkystraße 2, 1030 Wien

Quellen: www.wko.at, Abteilung für Rechtspolitik der Wirt-
schaftskammer Österreich, Dr. Theodor Taurer und
www.bwb.gv.at, Bundeswettbewerbsbehörde.
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Die 18-seitige Broschüre 
ist gratis über den Link
http://tinyurl.com/z9dlg7j
abrufbar.
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Bericht über den LIGA-Kongress 2016 in Genf

Unter österreichischer Präsidentschaft (RA
Dr. Michael Meyenburg, Präsident der ÖV)
fanden sich rund 100 Experten aus Europa
(darunter sechs aus Österreich), aber auch
aus den USA, Ukraine, Indien, China und
Brasilien ein, um spannende Fragen des
Wettbewerbs- und IP-Rechts (IP steht für In-
tellectual Property = Geistiges Eigentum) zu
erörtern.

Die Tagung wurde vom Präsidenten der
Landesgruppe in der Schweiz, Christophe
Rapin, eröffnet. Er schilderte auf humorvolle
Weise die Eigenheiten der Schweiz mit ihren
vier Sprachen, den zahlreichen selbststän-
digen Kantonen (26 an der Zahl) und dem
Bundesbrief von 1291 als Gründungsur-
kunde der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft. Nicht allen war bekannt, dass etwa
das Frauenwahlrecht in der Schweiz erst
1971 mittels Volksabstimmung (des männli-
chen Teils der Bevölkerung) eingeführt
wurde. Die Schweiz ist wirtschaftlich gese-
hen eines der innovationsreichsten Länder
der Welt und insbesondere in den Bereichen

Schokolade, Uhren, Pharmaindustrie und
Finanzwesen führend.

In Genf wird vor allem Französisch ge-
sprochen. Nur rund die Hälfte der Bewohner
dieser Stadt sind Schweizer, der andere Teil
sind Menschen aus der ganzen Welt. So ist
Genf Sitz zahlreicher internationaler Orga-
nisationen wie UNO, CERN, IKRK, WHO,
IAO, IOM, ISO, ITU, WIPO, WMO, WOSM,
WTO und UNHCR, wobei sich vor allem die
Weltorganisation für geistiges Eigentum
(World Intellectual Property Organization –
WIPO) und die Welthandelsorganisation
(World Trade Organization – WTO) auch mit
dem Wettbewerbsrecht intensiv beschäfti-
gen. Die Schweiz ist außerdem Sitz vieler in-
ternationaler Sportverbände und des IOC.

Entsprechend diesem internationalen
Umfeld war die erste Podiumsdiskussion
zahlreichen interessanten Fragen des geisti-
gen Eigentums bei großen Sportveranstal-
tungen gewidmet und wurden dabei die ak-
tuellen Trends und rechtlichen Herausfor-
derungen in diesem Bereich beleuchtet. Den

Bericht über den LIGA-Kongress 2016 in Genf
Die Internationale LIGA für Wettbewerbsrecht (kurz LIDC) hielt ihren diesjährigen 

Kongress von 6. bis 9. Oktober 2016 in Genf, direkt am wunderschönen Genfer See ab. 



Vorsitz führte Prof. Klaus Vieweg vom Insti-
tut für Recht und Technik der Friedrich-Ale-
xander Universität Erlangen-Nürnberg, wel-
cher sich schon seit vielen Jahren mit
Rechtsfragen des Sports beschäftigt. Die be-
sonderen Aspekte des Sportrechts sind seine
Internationalität über alle Grenzen hinweg,
die Selbstregulierung durch zahlreiche Ver-
bände, sein „Massenphänomen“ sowie seine
Bedeutung als großer Wirtschaftsfaktor. Das
Verhältnis von nationalem zu internationa-
lem Recht quer durch alle Rechtsbereiche
wurde von Prof. Jacques de Werra als Vize-
Rektor der Universität Genf und Prof. An-
toon Quaedvlieg von der Radboud Universi-
tät Amsterdam ausführlich erörtert. Konkret
wurde hier etwa die Rolle der Handelsge-
heimnisse im Hightech-Sportbereich an-
hand von Beispielen aus der Formel 1 und
dem America’s Cup dargestellt.

Besonders spannend und praxisbezogen
war auch die gemeinsame Präsentation von
Dr. Marianne Wüthrich vom Internationa-
len Olympischen Komitee (IOC) und Daniel
Zohny von der Fédération Internationale de
Football Association (FIFA). Die beiden Ju-
risten erläuterten an den Beispielen Olym-
pische Spiele in Rio de Janeiro und der kom-
menden Fußballweltmeisterschaft in Russ-
land anschaulich, welche große Bedeutung

der Schutz des geistigen Eigentums in die-
sem Bereich hat und dass neben zahlreichen
Markenanmeldungen auch viele andere um-
fassende Aktivitäten gesetzt werden. Allein
in Rio gab es rund 700 zu bearbeitende Fälle,
und die FIFA meldet für jede Weltmeister-
schaft Marken in mehr als 100 Staaten der
Welt in bis zu 38 Warenklassen an.

Einen interessanten Einblick in die Ver-
folgung der Produktpiraterie bot das Früh-
stücksreferat von Anthony Manuguerra von
Europol aus dem Bereich „koordinierte Ko-
alition gegen Verletzungen von Rechten des
geistigen Eigentums“. Er schilderte – nach
einer Vorstellung seiner Organisation – zahl-
reiche Fälle aus der Praxis mit gefälschten
Medikamenten, Nivea-Cremen und ande-
ren Produkten, wo Europol die Polizeibe-
hörden vor Ort mit ihrem speziellen Know-
how unterstützen und mehrere Verbrecher-
ringe ausheben konnte.

Im Sinne der Internationalität des Ta-
gungsortes wurde weiters auch diskutiert,
was Praktiker über die WTO und das TRIPS-
Abkommen (englische Kurzform für das Ab-
kommen über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums) in Bezug
auf den Wettbewerb wissen sollten. Den Vor-
sitz in dieser Diskussion leitete Luzius Wae-
scha als ehemaliger Botschafter der Schweiz
in der WTO, der UNCTAD, der EEC-UN und
der EFTA. Am Podium waren weiters Jean-
François Bellis, Professor an der Universität
Brüssel (ULB) und Anthony Taubman, Di-
rektor der Abteilung für geistiges Eigentum,
öffentliches Beschaffungswesen und Wett-
bewerb in der WTO. Dabei wurde festgehal-
ten, dass internationaler Wettbewerb unter-
schiedlich verstanden werden kann. Auf der
Ebene internationaler Organisationen be-
ginnt es mit dem Spannungsfeld zwischen
dem multilateralen Regelwerk der WTO und
bilateralen Verträgen, wobei sich die Frage
stellt, ob Wettbewerbsfragen im internatio-
nalen Handel ausreichend berücksichtigt
werden. Zu hinterfragen ist auch das Ne-
beneinander von IP-Regelungen im TRIPS-
Abkommen und in bilateralen Verträgen.
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Schließlich gibt es wettbewerbsrechtliche
Themen im Streitbeilegungsbereich und
wurden auch das einzigartige Streitbeile-
gungsverfahren der WTO und die Rolle der
Industrie in den sogenannten Panels der
WTO erörtert.

Die Hauptarbeit der Teilnehmer dieser Ta-
gung steckte wieder in den beiden LIGA-Ar-
beitsfragen, wo zahlreiche Mitgliedsländer
(wie insbesondere auch Österreich mit zwei
Teams) vorab nationale Berichte zu folgen-
den Fragestellungen ausgearbeitet hatten:

Frage A: Inwieweit sollte die Anwendung der
Wettbewerbsregeln im Bereich Arzneimittel
von den spezifischen Charakteristiken dieser
Produkte und Märkte beeinflusst sein (auch
in Bezug auf verbraucherschützende Normen,
die Notwendigkeit, Innovationen zu fördern,
die Notwendigkeit, öffentliche Budgets zu
schützen, sowie andere Belange öffentlicher
Interessen)?

Frage B: Welche Regeln sollten für die Anga-
ben von Lieferanten über die nationale oder
geografische Herkunft ihrer Produkte oder
Dienstleistungen gelten?

Unter der Leitung der internationalen Be-
richterstatter Prof. Stephen Dnes von der
Dundee University (GB) und Rechtsanwalt
Simon Holzer aus Zürich wurden dazu in
großen Arbeitsgruppen zwei umfassende
Resolutionen erarbeitet, welche beide ein-
stimmig von der Generalversammlung der
LIGA angenommen wurden. Diese Resolu-

tionen wie auch die internationalen und na-
tionalen Berichte dazu sind auf der Website
der LIDC unter http://www.ligue.org und
dann „Congresses“ sowie „Reports und Re-
solutions“ abrufbar.

Schließlich wurde nach Ablauf der zwei-
jährigen Funktionsperiode ein neuer Vor-
stand gewählt und endete damit auch die
zweite österreichische Präsidentschaft der
LIGA nach RA Dr. Peter Pöch und nun RA Dr.
Michael Meyenburg. Neuer Präsident ist José
Antonio Faria Correa aus Brasilien, wobei
auch der nächste Kongress in diesem Land,
und zwar in Rio de Janeiro vom 5. bis 8. Ok-
tober 2017 stattfinden wird. Im Mittelpunkt
werden dabei folgende Arbeitsfragen stehen:

Frage A: Welche sind die wichtigsten wettbe-
werbs- und kartellrechtlichen Fragen in Be-
zug auf die steigende Bedeutung von Online-
Verkaufsplattformen und wie sollen sie ge-
löst werden?

Frage B: Inwieweit schaffen die gegenwärti-
gen Ausschlüsse und Beschränkungen des Ur-
heberrechts einen fairen Ausgleich zwischen
den Rechten des Urhebers und dem fairen
Gebrauch durch einzelne private Nutzer und
andere?

Alle weiteren Informationen sind auf der
Website der LIGA unter www.ligue.org und
der österreichischen Landesgruppe der LIGA
im Rahmen der ÖV (Österreichische Verei-
nigung für gewerblichen Rechtsschutz und
Urheberrecht) unter www.oev.or.at abrufbar.
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Am 26. Oktober 2016 trafen sich rund 100 in-
ternationale Experten für Betrugsbekämp-
fung und Werbekriminalität in Luxemburg
zu einer von der Benelux Union organisier-
ten Veranstaltung. Die Tagung wurde vom
luxemburgischen Staatssekretär für Wirt-
schaft eröffnet, wobei bei der Organisation
der Veranstaltung auch das Wirtschaftsmi-
nisterium und die Wirtschaftskammer in Lu-
xemburg beteiligt waren. Ziel ist die ver-
stärkte internationale Kooperation zwischen
den relevanten Institutionen im Bereich Re-
gister-, Adressbuch- und Internetabzocke
und ähnlicher Schwindelangebote. Dabei
wurden nach einleitenden Vorträgen – ins-
besondere auch durch den zuständigen Be-
amten der Europäischen Kommission für
die Richtlinien zu unlauteren Geschäfts-
praktiken und irreführender Werbung – in

acht interaktiven Workshops in jeweils un-
terschiedlicher Zusammensetzung Ideen
ausgetauscht und gemeinsame Konzepte
entwickelt.

Die Themenbereiche umfassten die Psy-
chologie des Betrugs bzw. der Täuschung,
die Klassiker dieser irreführenden Angebote,
neue Trends auf diesem Gebiet und der Um-
gang mit den Daten(schutz) bzw. „Open
data“. Am Nachmittag wurde an Strategien
gearbeitet, konkret zu den Mitteln zur Be-
kämpfung dieser Werbekriminalität, zum
Abbau von Hürden zugunsten einer besse-
ren Verfolgung dieser Delikte, sowie zur Rolle
von Banken und Inkassoinstituten. Bei die-
sem spannenden Gedankenaustausch wa-
ren Vertreter fast aller damit befassten Ein-
richtungen vertreten. So diskutierten Poli-
zeibeamte und Ministerialmitarbeiter eben -
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Internationale Tagung in Luxemburg 
zum Adressbuchschwindel
Der Schutzverband nahm als der Vertreter Österreichs an der „BENELUX Interinstitutional Conference

on Tackling Business and Consumer Fraud“ im Chambre des Métiers in Luxemburg teil.



so wie Verbandsvertreter und andere, mit
diesem Problem befasste Personen intensiv,
wie man diese in praktisch allen europäi-
schen Ländern auftretenden Probleme effi-
zienter verfolgen könnte.

Im Einzelnen wurde zunächst unter der
Leitung eines in diesem Bereich tätigen Psy-
chologen bestätigt, dass bei Schwindelange-
boten oft eine Erwartungshaltung der Emp-
fänger (wie ein bestehendes Vertragsverhält-
nis bei einem Korrekturabzug) für eine täu-
schende Gestaltung ausgenutzt wird. Weiters
werden den Empfängern bewusst Informa-
tionen vorenthalten bzw. diese gezielt ver-
steckt, in der Regel betrifft dies die Kosten-
pflicht aber auch andere bindende Elemente.
Schließlich gelangen gerade auch bei Inter-
netabzocke oder Telefonwerbung Methoden
der emotionalen Beeinflussung zur Anwen-
dung bzw. wird Druck ausgeübt oder fehlen-
des Wissen bzw. unzureichende Information
der Betroffenen ausgenutzt.

Die typischen Formen der Werbekrimina-
lität lassen sich grob wie folgt einteilen: Re-
gisterschwindel (Aufforderungen zur Zah-
lung mit amtlichem Charakter), Rechnungs-
schwindel (Angebote werden als Rechnung
getarnt), Adressbuchschwindel (Korrektur-
abzüge verschleiern, dass in Wahrheit ein
neuer Auftrag erteilt wird), Telefonwerbung
(mit unzulässigem Cold Calling und falschen
Angaben wird versucht, mündliche Aufträge
zu erlangen bzw. zu fingieren; manchmal
wird eine Kontonummer herausgelockt bzw.
eine Überweisung veranlasst) und Internet-
abzocke (Anmeldung für scheinbar unver-
bindliche Information mit nachfolgenden
Kosten bzw. längerer Bindung). Eine Son-
derform wäre noch der Besuch von Werbe-
keilern vor Ort mit falschen mündlichen Ver-
sprechen.

An neuen Trends sind immer ausgefeil-
tere Angebote zu beobachten, bei denen die
Hintermänner meist gar nicht mehr er-
kennbar sind bzw. mehrfach grenzüber-
schreitend operieren, indem Konten, (Brief-
kasten)Firmen usw. in unterschiedlichen
Ländern liegen und daher diese Schwindler

immer weniger greifbar sind. Wichtig er-
scheint vor allem, dieses Betrugsproblem
auf die politische Agenda zu bekommen und
bestehende Synergien besser zu nutzen. Ne-
ben Kooperationen von Behörden (Strafbe-
hörden etc.) und anderen Einrichtungen der
öffentlichen Hand sind auch entsprechende
Kontakte und Konsultationen zwischen Ver-
bänden, Unternehmen und sonstigen Grup-
pen sowohl national als auch international
von wesentlicher Bedeutung.

Beim Thema Datenschutz ist vielen nicht
bewusst, wie leicht und schnell mittlerweile
ihre Daten auch für Schwindler verfügbar
sind und dass man daher nicht leichtfertig
einer Aufforderung zur Zahlung oder auch
Unterschriftsleistung nachkommen sollte.
Die Möglichkeiten der Bekämpfung sind hier
neben einer konsequenten Verfolgung auch
eine stärkere Bewusstseinsbildung und eine
möglichst gute Information über solche Ge-
schäftspraktiken im Internet. Es wäre hier
sehr hilfreich, wenn die jeweiligen Erfah-
rungen und Erkenntnisse in diesem Bereich
Online zur Verfügung gestellt würden (Stich-
wort „Sharing = Caring“).

Als Hindernisse in der Verfolgung erwei-
sen sich vor allem der grenzüberschreitende
Charakter dieser Schwindelangebote und
die Tatsache, dass solche Verhaltensweisen
in einigen Ländern (auch innerhalb der Eu-
ropäischen Union) nicht konsequent ver-
folgt werden (Österreich gilt hier ebenso wie
Deutschland und die Beneluxstaaten Lu-
xemburg, Belgien und die Niederlande als
ein Beispiel of „good practice“). Während ei-
nige Länder wie Österreich, Belgien und die
Niederlande Sonderbestimmungen wie den
§ 28a UWG haben und in Deutschland die
Strafbehörden sehr aktiv sind, passiert in an-
deren Mitgliedstaaten wie Spanien fast gar
nichts oder fehlt eine unmittelbare An-
spruchsgrundlage bzw. eine dafür zustän-
dige Institution.

Weiters benötigen die Betroffenen mehr
und aktuelle Informationen, wie sie insbe-
sondere der Schutzverband unter
www.schutzverband.at, der VKI unter www.ver-
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Bei einer internationa-
len Tagung in Luxem-
burg zum Thema
Schwindelangebote
bzw. Werbekriminalität
wurde zu mehreren
Themen intensiv in Ar-
beitsgruppen diskutiert
und gemeinsam Lösun-
gen entworfen. Öster-
reich war durch den
Schutzverband gegen
unlauteren Wettbewerb
vertreten, wo sich Ge-
schäftsführer Mag.
Hannes Seidelberger
schon lange mit diesem
Thema beschäftigt und
international als Ex-
perte ausgewiesen ist.



braucherrecht.at, der Internetombudsmann
unter www.ombudsmann.at oder der deut-
sche Schutzverband gegen Wirtschaftskri-
minalität unter www.dsw-schutzverband.de
bieten. Auch fehlt europaweit ein einheitli-
cher „Betrugsbegriff“ für solche irreführen-
den Geschäftspraktiken, was sich auch in
Österreich in der mangelnden strafrechtli-
chen Verfolgung solcher Fälle durch die
Staatsanwaltschaft zeigt.

Eine besondere Rolle spielen die Banken
als quasi „Vermittler“, weil ein Betrug bzw.
Schaden ohne entsprechendes Konto gar
nicht umsetzbar wäre. Hier ist es wichtig,
dass dort eine Sensibilisierung stattfindet
und die Banken schnell reagieren, wenn ein
Konto verdächtig ist. Auch Inkassoinstitute
und teilweise auch Anwälte werden einge-
setzt, solche unlauter oder täuschend er-
langten Forderungen mit Druck einzufor-
dern. Hier erscheint es wichtig, diese Mit-

wirkenden in die Bekämpfung der Werbe-
kriminalität einzubinden bzw. zu sensibili-
sieren oder, wenn notwendig, etwa beson-
ders hartnäckige Inkassobüros auch als Mit-
täter in Anspruch zu nehmen.

Schließlich ist die internationale Koope-
ration, wie sie sich auf dieser Tagung mit den
verschiedenen, intensiven Arbeitsgruppen
präsentierte, ein wichtiger Eckstein bei der
Unterstützung der Betroffenen, wobei das
vor allem den Unternehmensbereich betrifft.
Gerade Klein- und Mittelbetriebe sind im
Visier solcher Schwindelangebote, besitzen
dann aber nicht den sondergesetzlichen
Schutz, den Verbraucher haben. Der Schutz-
verband wird sich hier weiterhin konsequent
einbringen und wir sind sowohl national in
der Arbeitsgruppe UWG als auch auf euro-
päischer Ebene als Experten in laufendem
Kontakt mit dem Wirtschaftsministerium
und der Europäischen Kommission.
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Start des Europäischen Einheitspatents: 
Bald ist’s soweit. Sind Sie bereit?
Mit dem in greifbare Nähe gerückten Inkrafttreten des Europäischen Einheitspatents 

wird sich in der Patentstrategie von Unternehmen eine neue Alternative ergeben. Zum 

aktuellen Stand der Umsetzung, zu den Chancen und Risiken für Unternehmen und zu 

den Möglichkeiten der Hilfestellung in Österreich informierte eine Veranstaltung der WKÖ.

MAG. GABRIELE 
BENEDIKTER, 
Juristin in der Wirtschafts-
kammer Österreich, Abtei-
lung für Rechtspolitik

Am 19. Oktober 2016 fand im gut gefüllten
Saal 2 der WKÖ die gemeinsam mit der
Stabsabteilung Wirtschaftspolitik organi-
sierte Veranstaltung „Start des Europäischen
Einheitspatents: Bald ist’s soweit – sind Sie
bereit?“ statt. Bei Planungsbeginn im Früh-
ling dieses Jahres sei man davon ausgegan-
gen, dass die Umsetzung und das Inkraft-
treten des Pakets „Europäisches Patent mit
einheitlicher Wirkung“ zum Zeitpunkt der
Veranstaltung unmittelbar vor der Tür ste-
hen würde, erklärte Dr. Rosemarie Schön in
ihrer Begrüßung. Im Juni habe dann das bri-

tische Volk entschieden, die EU verlassen zu
wollen.

Dieser Entschluss habe weitreichende Fol-
gen, die nicht nur die Kernelemente der EU-
Mitgliedschaft wie beispielsweise die vier
Grundfreiheiten – betreffen, sondern auch
Fragen des gewerblichen Rechtsschutzes, wie
Dr. Michael Fröhlich, Direktor der Abteilung
für Europäische und Internationale Rechts-
angelegenheiten des Europäischen Patent-
amtes in München ausführte. Er berichtete,
die deutsche Delegation habe beim Rat Wett-
bewerbsfähigkeit Ende September in Brüssel



bekräftigt, dass Deutschland weiterhin zu
dem Vorhaben „Europäisches Einheitspa-
tent“ stünde und das deutsche Parlament an
der Ratifikation des Übereinkommens über
ein einheitliches Patentgericht weiterarbeite.
Die innovative Wirtschaft müsse gefördert
und die im Juni entstandenen Unsicherhei-
ten rasch ausgeräumt werden. Die rechtli-
chen Möglichkeiten seien vorhanden, das
Projekt „Einheitspatent“ auch nach einem
Austritt Großbritanniens aus der EU in Kraft
zu setzen. Die Mehrheit der Stakeholder
würde sich für diese Möglichkeit ausspre-
chen. Ratifiziert Großbritannien das Abkom-
men über das einheitliche Patentgericht
noch vor dem Austritt aus der EU, könnte
das Einheitspatent wie geplant 2017 starten.
Ratifiziert Großbritannien nicht, würden sich
zwar der Start verzögern und das Territorium
der Geltung des Einheitspatents verringern;
dennoch könnte es in Kraft gesetzt und wirk-
sam angewendet werden.

Dr. Andrea Scheichl, Vizepräsidentin des
Österreichischen Patentamts, wies in ihrem
Vortrag darauf hin, dass die Vorbereitungen
auf europäischer Ebene – insbesondere hin-
sichtlich der Einrichtung des neuen Euro-
päischen Patentgerichts – planmäßig wei-
tergingen. Beim nächsten Rat Wettbewerbs-
fähigkeit Ende November 2016 in Brüssel
würde erwartet, dass Großbritannien Stel-
lung nimmt, ob das Abkommen über das
Einheitliche Patentgericht ratifiziert wird
oder nicht. Was die Aktivitäten des Österrei-
chischen Patentamtes betrifft, erläuterte sie
die letzten Neuerungen zum Gründer-
Schutzpaket, insbesondere die provisorische
Patentanmeldung PRIO und die Förderung
„Patent-Scheck“.

Der Präsident der Österreichischen Pa-
tentanwaltskammer, Dr. Daniel Alge, be-
leuchtete aus der Praxis der Patentanwälte
die Chancen, Risiken und Alternativen zum
Europäischen Einheitspatent. Er kam zu dem
Schluss, dass das Einheitspatent hinsichtlich
Anmeldung und territorialem Geltungsbe-
reich im Binnenmarkt „preislich unschlag-
bar“ sei; demgegenüber wären allerdings die

Gebühren für die Rechtsdurchsetzung beim
Europäischen Patentgerichtshof sehr hoch.
Die Unternehmen werden einen entspre-
chenden Preis für die hohe Kompetenz der
Gerichtsbarkeit zu zahlen haben, wobei auf
diesem Gebiet zweifellos ein neuer Level ge-
schaffen werde. Es dürfe jedoch nicht ver-
gessen werden, dass vor allem KMU über be-
grenzte finanzielle Mittel verfügten. Ein Ri-
siko des Systems „Einheitspatent“ liege na-
türlich auch im BREXIT, dessen Folgen für
die verbleibenden Mitgliedstaaten noch
nicht wirklich abschätzbar seien und von den
Verhandlungen abhingen. Die Alternativen
zum Europäischen Patent mit einheitlicher
Wirkung lägen weiterhin in Patenten nach
dem Europäischen Patentübereinkommen
(EPÜ) sowie nationalen Patenten. 

Dr. Andreas Grassauer, Geschäftsführer
und Mitbegründer der Marinomed Biotech-
nologie GmbH bestätigte im Wesentlichen
die Einschätzungen von Dr. Alge, merkte
aber darüber hinaus an, dass ein großer Vor-
teil des Europäischen Einheitspatents in der
einheitlichen Vollstreckbarkeit liege. Trotz
hoher Kosten, die für KMU mit der Rechts-
durchsetzung verbunden sein können, wäre
das Inkrafttreten des Patentpakets sehr zu
befürworten – eine Meinung, die auch von
DI Alois Peham, Leiter der Patentabteilung
bei der Siemens AG Österreich, geteilt wurde. 

Der Abteilungsleiter der Stabsabteilung
Wirtschaftspolitik, Dr. Christoph Schneider,
gab schlussendlich noch einen durchaus po-
sitiven Ausblick auf die weiteren Entwick-
lungen und beim anschließenden Get-to-
gether klang die Veranstaltung noch mit an-
geregten Diskussionen aus. Knapp einen
Monat später wurde der Titel dieser Veran-
staltung auch wieder ganz aktuell, weil die
britische Regierung im Rahmen des Wettbe-
werbsfähigkeitsrates der EU Ende November
erfreulicherweise doch verkündete, das Eu-
ropäische Patent mit einheitlicher Wirkung
trotz des Brexit zu ratifizieren. Damit könnte
dieses bereits so lange verfolgte Projekt eines
„Europapatents“ vielleicht bereits mit Früh-
jahr 2017 starten.
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Bei einer hochkarätig
besetzten Veranstal-
tung in der WKO 
dis kutierten Vertreter 
von Patentämtern, 
der Patentanwälte 
und der Wirtschaft 
über das „Jahrhundert-
projekt“ eines europäi-
schen Einheitspatents,
welches nach jahrzehn-
telangen Verhandlun-
gen im Laufe des 
Jahres 2017 starten
könnte, wenn Groß-
britannien wie verkün-
det das Abkommen
trotz des Brexit nun
auch ratifiziert.
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